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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (AVB Vermögen)

Umfang des Versicherungsschutzes
1  Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
1.1  Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versiche-
rungsschutz (Deckung) für den Fall, dass er wegen eines bei der 
Ausübung beruflicher Tätigkeit – von ihm selbst oder einer Person, 
für die er einzutreten hat – begangenen Verstoß von einem ande-
ren aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen für einen Ver-
mögensschaden verantwortlich gemacht wird.

1.2  Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Perso-
nenschäden (Tötung, Verletzung des Körpers oder Schädigung der 
Gesundheit von Menschen) noch Sachschäden (Beschädigung, 
Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen, ins-
besondere auch von Geld und geldwerten Zeichen) sind, noch sich 
aus solchen – von dem Versicherungsnehmer oder einer Person, 
für die er einzutreten hat, verursachten – Schäden herleiten. 

1.3  Mitversichert sind Ansprüche wegen Sachschäden

a) an Akten und anderen für die Sachbehandlung in Betracht kom-
menden Schriftstücken;

b) an sonstigen beweglichen Sachen, die das Objekt der versicher-
ten Betätigung des Versicherungsnehmers bilden, sofern es sich 
nicht um Sachschäden aus Anlass der Ausübung technischer 
Berufstätigkeit oder der Verwaltung von Grundstücken handelt.

Das gilt nicht für Ansprüche wegen Sachschäden, die entstehen 
durch Abhandenkommen von Geld, geldwerten Zeichen, Wertsa-
chen, Inhaberpapieren und in blanko indossierten Orderpapieren. 
Das Abhandenkommen von Wechseln sowie von zu Protest gegan-
genen Schecks fällt nicht unter diese Bestimmung.

1.4  Versicherungsfall im Sinne des Vertrages ist der Verstoß, der 
Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer zur Folge 
haben könnte.

1.5  Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder 
der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen 
bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika 
erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.

2  Vorwärts- und Rückwärtsversicherung, Nachhaftung
2.1  Die Vorwärtsversicherung umfasst die Folgen aller vom Beginn 
des Versicherungsschutzes an (Ziffer 7) bis zum Ablauf des Vertra-
ges vorkommenden Verstöße.

2.2  Die Rückwärtsversicherung bietet Deckung gegen in der Ver-
gangenheit vorgekommene Verstöße, welche dem Versicherungs-
nehmer oder versicherten Personen oder seinen Sozien (Ziffer 3.1) 
bis zum Abschluss der Rückwärtsversicherung nicht bekannt 
geworden sind. Bei Antragstellung ist die zu versichernde Zeit nach 
Anfangs- und Endpunkt zu bezeichnen.

Als bekannter Verstoß gilt ein Vorkommnis, wenn es vom Versiche-
rungsnehmer, mitversicherten Personen oder seinen Sozien, als 
wenn auch nur möglicherweise - objektiv fehlsam erkannt oder 
ihnen, wenn auch nur bedingt, als fehlsam bezeichnet worden ist, 
auch wenn Schadenersatzansprüche weder erhoben noch ange-
droht, noch befürchtet worden sind.

2.3  Wird ein Schaden durch fahrlässige Unterlassung verursacht, 
gilt im Zweifel der Verstoß als an dem Tag begangen, an welchem 
die versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen werden 
müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden.

2.4  Der Versicherungsschutz umfasst die Folgen aller während der 
Versicherungsdauer begangenen Verstöße, die dem Versicherer 
nicht später als fünf Jahre nach Beendigung des Versicherungsver-
trages gemeldet werden (Nachhaftung). Sofern sich der Versiche-
rungsschutz auf eine versicherungspflichtige Tätigkeit bezieht, gilt 
die 5-Jahres-Frist gestrichen (unbegrenzte Nachhaftung).

3  Versicherungsnehmer
3.1  Natürliche Personen als Versicherungsnehmer 
(Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien)
3.1.1  Üben natürliche Personen ihren Beruf nach außen hin tat-
sächlich oder dem Anschein nach gemeinschaftlich aus, gelten sie 
als Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien, ohne Rücksicht dar-
auf, wie ihre vertraglichen Beziehungen untereinander im Innenver-
hältnis geregelt sind.

3.1.2  Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die den 
Angestellten und sonstige Personen, deren sich der oder die Versi-
cherungsnehmer zur Erfüllung der beruflichen Tätigkeit bedienen, 
zur Last fallenden Verstöße.

3.1.3  In der Person des Verstoßenden gegebene Umstände, die 
den Versicherungsschutz beeinflussen, gehen zu Lasten aller 
Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien. Dies gilt nicht, wenn 

Umfang des Versicherungsschutzes
1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall, Embargoklau-

sel
2  Vorwärts- und Rückwärtsversicherung, Nachhaftung
3  Versicherungsnehmer
4  Leistungen der Versicherung
5  Begrenzung der Leistungen
6  Ausschlüsse

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung
7  Beginn des Versicherungsschutzes
8  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmali-

ger Beitrag
9  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
10  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
11  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
12  Beitragsregulierung
13  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
14 Beitragsanpassung

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
15  Dauer und Ende des Vertrages
16  Wegfall des versicherten Risikos
17  Kündigung nach Beitragsanpassung

18  Kündigung nach Versicherungsfall
19  Kündigung nach Wohnsitzverlegung
20  Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
21  Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 

Erlass von Rechtsvorschriften 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
22  Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers
23  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
24  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
25  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Weitere Bestimmungen
26  Mitversicherte Personen
27  Abtretungsverbot
28  Rückgriffsansprüche
29  Kumulsperre
30  Meldepflicht des Versicherers
31  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
32  Verjährung
33  Zuständiges Gericht
34  Anzuwendendes Recht

Inhaltsübersicht
 (6308901)



6314001 Jul19 (54M617) Seite 2 von 7

Angestellte (nicht Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien) oder 
sonstige Personen im Rahmen von Ziffer 3.1.2 ihre Pflichten wis-
sentlich verletzt haben.

3.1.4  Der Versicherungsfall auch nur eines Gesellschafter/Partner/
Mitinhaber/Sozius gilt als Versicherungsfall aller Gesellschafter/
Partner/Mitinhaber/Sozien.

Der Versicherer tritt für diese zusammen mit einer einheitlichen 
Durchschnittsleistung ein. 

Dieser Durchschnittsversicherungsschutz besteht (nach Maßgabe 
der Ziffern 26.1 und 26.2) auch zugunsten eines Gesellschafter/
Partner/Mitinhaber /Sozius, der Nichtversicherungsnehmer ist.

3.1.5  Ein Ausschlussgrund nach Ziffer 6 oder ein Rechtsverlust 
nach Ziffer 5.8 sowie nach Ziffer 25.1 und 25.2, der in der Person 
eines Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozius vorliegt, geht zu 
Lasten aller Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien. Soweit sich 
ein Rechtsverlust Ziffer 25.1 an eine Unterlassung knüpft, wirkt das 
Tun eines Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozius zugunsten aller 
Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien.

3.1.6  Für die zu Ziffer  3.1.4 erwähnte Durchschnittsleistung gilt 
Folgendes:

a) Die Leistung auf die Haftpflichtsumme ist in der Weise zu 
berechnen, dass zunächst bei jedem einzelnen Gesellschafter/
Partner/Mitinhaber/Sozius festgestellt wird, wie viel er vom Versi-
cherer zu erhalten hätte, wenn er, ohne Gesellschafter/Partner/
Mitinhaber/Sozius zu sein, allein ein zutreten hätte (fiktive Leis-
tung), und sodann die Summe dieser fiktiven Leistung durch die 
Zahl aller Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien geteilt wird;

b) Bezüglich der Kosten sind die Bestimmungen in Ziffer 5.7 in sinn-
gemäßer Verbindung mit den vorstehenden Bestimmungen 
anzuwenden.

3.2 Juristische Person oder anerkannte Berufsträgergesell-
schaft als Versicherungsnehmer
Nimmt eine juristische Person oder eine Berufsträgergesellschaft  
für sich selbst Versicherung, bezieht sich der Versicherungsschutz 
für die juristische Person auf die den Organen und Angestellten 
oder sonstigen Personen, deren sie sich zur Erfüllung ihrer Berufs-
tätigkeit bedient, zur Last fallenden Verstöße. 

In der Person des Verstoßenden gegebene Umstände, die den Ver-
sicherungsschutz beeinflussen, werden dem Versicherungsnehmer 
zugerechnet; das gilt nicht, wenn Angestellte (nicht Organe) des 
Versicherungsnehmers oder sonstige Personen, deren er sich zur 
Erfüllung seiner Berufstätigkeit bedient, in Erfüllung dieser Tätigkeit 
von Gesetz, Vorschrift, Anweisung oder Bedingung des Auftragge-
bers wissentlich abgewichen sind oder sonst ihre Pflichten wissent-
lich verletzt haben.

4 Leistungen der Versicherung
4.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflicht-
frage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und 
die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Scha-
densersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet 
ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden 
den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit 
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen.

Der Versicherer kann jedoch verlangen, dass der Versicherungs-
nehmer seinen Schadenanteil an eine vom Versicherer bestimmte 
Stelle abführt und die Quittung darüber dem Versicherer einsendet. 
Die zweiwöchige Frist läuft solchenfalls vom Eingang der Quittung 
an.

Bei außergerichtlicher Erledigung des Versicherungsfalles soll, 
wenn möglich, die schriftliche Erklärung des Ansprucherhebenden, 
dass er für seine Ansprüche befriedigt sei, beigebracht werden; der 
Versicherer kann die Beglaubigung der Unterschrift des Anspru-
cherhebenden verlangen.

4.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmä-
ßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsneh-
mers abzugeben.

5  Begrenzung der Leistungen
5.1  Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen 
begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz 
auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

5.2  Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Ent-
schädigungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Ver-
sicherungssummen begrenzt.

Für Pflichtversicherungen gilt zusätzlich:

Die Versicherungssumme bzw. Jahreshöchstersatzleistung ent-
spricht jedoch mindestens den gesetzlichen Vorgaben.

5.3  Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, 
wenn diese

a) auf einen aus mehreren Verstößen fließenden einheitlichen 
Schaden beruhen oder

b) auf mehrfaches, auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen beruhen und die betreffenden 
Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftli-
chem Zusammenhang stehen. 

5.4  Sofern im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
etwas anderes vereinbart ist, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall mit 250 EUR an der Schadenser-
satzleistung (Selbstbehalt). Auch wenn die begründeten Haft-
pflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die Versicherungs- 
summe übersteigen, wird die Selbstbeteiligung vom Betrag der 
begründeten Haftpflichtansprüche abgezogen. Ziffer 5.1 bleibt 
unberührt. 

Für Pflichtversicherungen gilt zusätzlich:

Ein Selbstbehalt ist jedoch ausgeschlossen, wenn bei Geltendma-
chung des Schadens durch einen Dritten die Bestellung bzw. 
Zulassung des Berufsträgers oder die Anerkennung der Berufsträ-
gergesellschaft erloschen ist. Dies gilt auch, wenn Haft-
pflichtansprüche gegen die Erben des Versicherungsnehmers erho-
ben werden.

5.5  Es ist - auch abgesehen von dem Fall der Versicherung des 
eigenen Risikos - ohne Zustimmung des Versicherers nicht zuläs-
sig, dass der Versicherungsnehmer Abmachungen trifft oder Maß-
nahmen geschehen lässt, die darauf hinauslaufen, dass ihm seine 
Selbstbeteiligung erlassen, gekürzt oder ganz oder teilweise wieder 
zugeführt wird. Widrigenfalls mindert sich die Haftpflichtsumme um 
den entsprechenden Betrag.

5.6  An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die zur Abwen-
dung der zwangsweisen Beitreibung der Haftpflichtsumme zu leis-
ten ist, beteiligt sich der Versicherer in demselben Umfang wie an 
der Ersatzleistung.

5.7  Die Kosten eines gegen den Versicherungsnehmer anhängig 
gewordenen, einen gedeckten Haftpflichtanspruch betreffenden 
Haftpflichtprozesses sowie einer wegen eines solchen Anspruchs 
mit Zustimmung des Versicherers vom Versicherungsnehmer 
betriebenen negativen Feststellungsklage oder Nebenintervention 
gehen voll zu Lasten des Versicherers. Es  gilt dabei aber Folgen-
des:

a) Übersteigt der geltend gemachte Haftpflichtanspruch die Versi-
cherungssumme, trägt der Versicherer die Gebühren und Pau-
schsätze nur nach der der Versicherungssumme entsprechenden 
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Wertklasse. Bei den nicht durch Pauschsätze abzugeltenden 
Auslagen tritt eine verhältnismäßige Verteilung auf Versicherer 
und Versicherungsnehmer ein.

b) Übersteigt der Haftpflichtanspruch nicht den Betrag des Selbst-
behaltes treffen den Versicherer keine Kosten.

c) Sofern ein Versicherungsnehmer sich selbst vertritt oder durch 
einen Sozius oder Mitarbeiter vertreten lässt, werden ihnen 
eigene Gebühren nicht erstattet.

5.8  Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, oder falls der 
Versicherer seinen vertragsgemäßen Anteil zur Befriedigung des 
Geschädigten zur Verfügung stellt, hat der Versicherer für den von 
der Weigerung bzw. der Zurverfügungstellung an entstehenden 
Mehraufwand an Hauptsachen, Zinsen und Kosten nicht aufzukom-
men.

6  Ausschlüsse
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung 
ausgeschlossen Ansprüche: 

a) soweit sie aufgrund Vertrages oder Zusage über den Umfang der 
gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen;

b) wegen Schäden, welche durch Fehlbeträge bei der Kassenfüh-
rung, durch Verstöße beim Zahlungsakt oder durch Veruntreuung 
durch das Personal, Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien 
oder Angehörige des Versicherungsnehmers entstehen;

c) aus der Tätigkeit des Versicherungsnehmers als Leiter, Vor-
stands- oder Aufsichtsratsmitglied privater Unternehmungen, 
Vereine, Verbände oder als Angestellter;

d) wegen Schadenverursachung durch wissentliches Abweichen 
von Gesetz, Vorschrift, Anweisung oder Bedingung des Auftrag-
gebers oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung. Der 
Versicherungsnehmer behält, wenn dieser Ausschlussgrund 
nicht in seiner Person und auch nicht in der Person eines Sozius 
vorliegt - unbeschadet der Bestimmungen der Ziffer 28.2 -, den 
Anspruch auf Versicherungsschutz;

e) wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, 
Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen;

f) welche vor ausländischen Gerichten geltend gemacht werden - 
dies gilt auch im Falle eines inländischen Vollstreckungsurteils  
(§ 722 ZPO) - ; wegen Verletzung und Nichtbeachtung ausländi-
schen Rechts; wegen einer im außereuropäischen Ausland vor-
genommenen Tätigkeit;

g) aus der Überschreitung von Voranschlägen und Krediten; aus 
der entgeltlichen oder unentgeltlichen Vermittlung oder Empfeh-
lung von Geld-, Grundstücks- und anderen wirtschaftlichen 
Geschäften;

h) von Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozien und Angehörigen 
des Versicherungsnehmers sowie von Personen, welche mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft leben, es sei denn - was die Ansprü-
che von Angehörigen und in häuslicher Gemeinschaft Lebenden 
anlangt -, dass es sich um Ansprüche eines Mündels gegen sei-
nen Vormund oder eines Betreuten gegen seinen Betreuer han-
delt;

i) Schadensersatzansprüche von juristischen Personen, wenn die 
Majorität der Anteile, und von sonstigen Gesellschaften, wenn 
ein Anteil dem Versicherungsnehmer oder Versicherten oder 
einem Gesellschafter/Partner/Mitinhaber/Sozius oder Angehöri-
gen des Versicherungsnehmers oder Versicherten gehört, sind 
von der Versicherung gleichfalls ausgeschlossen;

j) aus § 69 Abgabenordnung;
k) aus bankmäßigem Betrieb und bankmäßiger Tätigkeit (Scheck-, 

Wechsel-, Giro-, Depositen-, Kontokorrent-, Devisen-Verkehr, 
Akkreditiv-Geschäfte usw.);

l) wegen Schäden, die in Einbußen bei Darlehen und Krediten 
bestehen, welche das Rechtssubjekt erleidet, bei dem der Versi-
cherungsnehmer oder Versicherte als Beamter oder sonst ange-
stellt ist oder zu dem er im Verhältnis eines Vorstehers oder 
eines Mitgliedes eines Vorstandes-, Verwaltungs- oder Aufsichts-
kollegiums steht. Dies gilt nicht, soweit die Einbußen verursacht 
sind durch Verstöße bei der Rechtsverfolgung.

Als Angehörige im Sinne von b), h) und i) gelten (AHB):
Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht ande-
rer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwie-
gereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, 
Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch 
ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie 
Eltern und Kinder miteinander verbunden sind).

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszah-
lung
7  Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ers-
ten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 8.1 
zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherung-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

8  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einma-
liger Beitrag
8.1  Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als ers-
ter Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

8.2  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur 
Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzah-
lung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

8.3  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann 
nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

9  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
9.1  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt 
erfolgt.

9.2  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern 9.3 und 9.4 mit 
dem Fristablauf verbunden sind.

9.3  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis 
zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Ziffer 9.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

9.4  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 9.2 Abs. 3 darauf 
hingewiesen hat.
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Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht 
der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch 
kein Versicherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Ziffer 9.3 bleibt unberührt.

10  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtig-
ten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder 
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, 
dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Bei-
trags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist. 

11  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszah-
lung verlangen.

12  Beitragsregulierung
12.1  Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber 
den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann 
auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die 
Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann die-
ser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der 
Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

12.2  Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsneh-
mers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeit-
punkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Weg-
fall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs 
der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Min-
destbeitrag darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entspre-
chend Ziffer 14 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen 
Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden 
berücksichtigt.

12.3  Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben 
zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeit-
raum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden 
die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung 
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird 
nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten 
nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

12.4  Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

13  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur 
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, 
in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

14  Beitragsanpassung
14.1  Der Beitrag wird unter Berücksichtigung der Schadenaufwen-
dungen, der Kosten (insbesondere der Provisionen, der Sach- und 
Personalkosten und des Aufwands für die Rückversicherung) und 
des Gewinnansatzes kalkuliert.

14.2  Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Beitrag für 
bestehende Versicherungsverträge zu überprüfen und - wenn die 
Entwicklung der Schadenaufwendungen es erforderlich macht - an 
diese Entwicklung anzupassen.

Die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des betriebs-
notwendigen Sicherheitskapitals entstehenden Kapitalkosten dür-
fen mit einberechnet werden. Veränderungen des Gewinnansatzes 
und der Provisionssätze bleiben bei der Anpassung außer Betracht.

Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitrag mindestens 
alle 5 Jahre - gerechnet ab 01.01.2019 - neu kalkuliert.

Die Neukalkulation berücksichtigt auf der Basis der bisherigen 
Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige 
Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensübergreifende 
Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass eine ausrei-
chende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur Verfü-
gung steht.

14.3  Bei einer Abweichung ist der Versicherer zu Beginn jeder Ver-
sicherungsperiode, zu der er ein ordentliches Kündigungsrecht hat, 
berechtigt, die für bestehende Verträge geltenden Beiträge, auch 
soweit diese für erweiterten Versicherungsschutz vereinbart sind, 
für die einzelnen Bestandsgruppen anzupassen, wenn

a) die Abweichung auf Veränderungen der unternehmensbezoge-
nen Beitragsfaktoren beruht, die sich durch die Nachkalkulation 
ergeben haben und weder vorhersehbar noch beeinflussbar 
waren und

b) die Abweichung mindestens 3 Prozent beträgt.

Der neue Beitrag ist unter Beachtung der anerkannten Grundsätze 
der Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik den neu 
ermittelten Werten angemessen anzupassen und darf nicht höher 
sein als die Beiträge des Tarifs für neu abzuschließende Verträge 
mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang. 

Ist der Beitragssatz nach der festgestellten Abweichung zu senken, 
so ist der Versicherer dazu verpflichtet.

14.4  Der neue Beitrag wird mit Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode wirksam. Für eine Beitragserhöhung gilt dies aber 
nur, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Beitrags-
erhöhung unter Hinweis auf den Unterschied zwischen altem und 
neuem Beitrag einen Monat vor dem Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens mitgeteilt und ihn in Textform über sein Recht nach Ziffer 17 
belehrt hat.

14.5  Sieht der Versicherer von einer Beitragserhöhung ab oder 
führt sie nur zum Teil durch, kann die festgestellte Abweichung bei 
der nächsten Anpassung berücksichtigt werden.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
15  Dauer und Ende des Vertrages
15.1  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

15.2  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Ver-
tragsdauer eine Kündigung zugegangen ist.

15.3  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehe-
nen Zeitpunkt.

15.4  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres 
oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss 
dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein.
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16  Wegfall des versicherten Risikos
16.1  Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen 
(z. B. Wegfall der Bestellung, Gewerbeabmeldung), so erlischt die 
Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der 
Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung 
dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu 
dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt.

16.2 Kommt der Hauptberuf in Wegfall, gilt für die Beitragsbemes-
sung  von dem Zeitpunkt des Wegfalls an ein bisheriger Nebenbe-
ruf als Hauptberuf.

16.3  Wenn eine zur Berufsausübung des Versicherungsnehmers 
erforderliche amtliche Zulassung aufgehoben wird, gilt das versi-
cherte Risiko im Sinne von Ziffer 16.1 als weggefallen.

17  Kündigung nach Beitragsanpassung
Bei Erhöhung der Beiträge kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung in Textform kün-
digen. Anderenfalls wird der Vertrag zu dem geänderten Beitrag 
fortgeführt.

18  Kündigung nach Versicherungsfall
18.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

•	vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde 
oder

•	dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Ver-
sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zuge-
stellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens 
einen Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung 
der Klage zugegangen sein.

18.2  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späterenZeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

19  Kündigung nach Wohnsitzverlegung
Verlegt der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz ins Ausland, ist 
der Versicherer berechtigt, den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen.

20  Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
20.1  Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung 
besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versi-
cherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich 
aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten 
ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses 
von einem Dritten übernommen wird.

20.2  Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

•	durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von 
einem Monat,

•	durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wir-
kung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode

in Textform gekündigt werden.

20.3  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

•	der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeit-
punkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten 
Kenntnis erlangt;

•	der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang 
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats 
von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der 
Versicherung Kenntnis erlangt.

20.4  Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht 
gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der 
Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamt-
schuldner.

20.5  Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch 
den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich 
anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versi-
cherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlos-
sen hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versi-
cherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
treten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis 
erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von 
seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht 
nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeit-
punkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.

21  Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 
Erlass von Rechtsvorschriften
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer 
berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis 
erlangt hat.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
22  Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers
22.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzu-
zeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die 
für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragser-
klärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, 
muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe 
er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

22.2  Rücktritt
22.2.1  Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer-
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versiche-
rungsvertrag zurückzutreten.

22.2.2  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrläs-
sig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

22.2.3  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
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Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, 
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt 
hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

22.3  Beitragsänderung oder Kündigungsrecht
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10% oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers fristlos kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 22.2 und 22.3 zustehen-
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist 
nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 22.2 und 22.3 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 22.2 und 22.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

22.4  Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 
dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

23  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsneh-
mer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist 
zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, 
der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders 
gefahrdrohend.

24  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
24.1  Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Schadens-
ersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versicherer innerhalb 
einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versi-
cherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden.

24.2  Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des 
Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versiche-

rungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche 
und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei 
der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle 
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung 
des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür 
angeforderten Schriftstücke übersandt werden.

24.3  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwalt-
schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, 
ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkün-
det, hat er dies unverzüglich anzuzeigen.

24.4  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsneh-
mer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

24.5  Den aus Anlass eines Schadenfalles erforderlichen Schrift-
wechsel hat der Versicherungsnehmer unentgeltlich zu führen. 
Sonstiger anfallender Aufwand sowie auch die Kosten eines vom 
Versicherungsnehmer außergerichtlich beauftragten Bevollmächtig-
ten werden nicht erstattet, soweit nicht anders vereinbart.

24.6  Eine Streitverkündung seitens des Versicherungsnehmers an 
den Versicherer ist nicht erforderlich; die Kosten einer solchen wer-
den vom Versicherer nicht ersetzt.

24.7  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfah-
rens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im 
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versi-
cherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle 
erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen 
zur Verfügung stellen.

25  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
25.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

25.2  Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 25.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt.

Weitere Bestimmungen
26  Mitversicherte Personen
26.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind 
alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten ent-
sprechend anzuwenden.
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26.2  Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben 
den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verant-
wortlich.

26.3  Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versiche-
rung ausgeschlossen Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst 
oder seiner Angehörigen gegen den Versicherten.

Als Angehörige gelten (analog Ziff. 7): 

Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht ande-
rer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwie-
gereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, 
Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch 
ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie 
Eltern und Kinder miteinander verbunden sind).

27  Abtretungsverbot
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch ver-
pfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist 
zulässig.

28  Rückgriffsansprüche
28.1  Rückgriffsansprüche des Versicherungsnehmers gegen 
Dritte, ebenso dessen Ansprüche auf Kostenersatz, auf Rückgabe 
hinterlegter und auf Rückerstattung bezahlter Beträge sowie auf 
Abtretung gemäß § 255 BGB gehen in Höhe der vom Versicherer 
geleisteten Zahlung ohne weiteres auf diesen über. Der Übergang 
kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend 
gemacht werden. Der Versicherer kann die Ausstellung einer den 
Forderungsübergang nachweisenden Urkunde verlangen.

28.2  Rückgriff gegen Angestellte des Versicherungsnehmers oder 
andere mitversicherte Personen wird nur genommen, wenn diese 
ihre Obliegenheiten vorsätzlich verletzt hat.

28.3  Hat der Versicherungsnehmer auf einen Anspruch gemäß Zif-
fer 28.1 oder ein zu dessen Sicherung dienendes Recht verzichtet, 
bleibt der Versicherer nur insoweit verpflichtet, als der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass die Verfolgung des Anspruchs ergeb-
nislos geblieben wäre.

29  Kumulsperre
Unterhält der Versicherungsnehmer aufgrund zusätzlicher Qualifi-
kationen weitere Versicherungsverträge (z. B. aufgrund der Zuge-
hörigkeit zu einer weiteren Berufskammer) und kann er für densel-
ben Verstoß Versicherungsschutz auch aus einem weiteren 
Versicherungsvertrag in Anspruch nehmen, begrenzt die Versiche-
rungssumme des Vertrages mit der höchsten Versicherungs-
summe, bei gleich hohen Versicherungssummen diese Versiche-
rungssumme die Leistung aller bezüglich dieses Verstoßes 
eintrittspflichtigen Versicherer; eine Kumulierung der Versiche-
rungssummen findet also nicht statt. §78 Abs. 2 Satz 1 VVG gilt 
entsprechend.

30  Meldepflichten des Versicherers
Der Versicherer ist verpflichtet, der jeweils zuständigen Berufskam-
mer den Beginn und die Beendigung oder Kündigung des Versiche-
rungsvertrages sowie jede Änderung des Versicherungsvertrages, 
die den vorgeschriebenen Versicherungsschutz beeinträchtigt, 
unverzüglich mitzuteilen.

31  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
31.1  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun-
gen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

31.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Ver-
sicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

31.3  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Betrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der betrieblichen 
Niederlassung die Bestimmungen der Ziffer 31 entsprechende 
Anwendung.

32  Verjährung
32.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei  Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

32.2  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung 
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Ver-
sicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

33  Zuständiges Gericht
33 .1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer oder den Versicherungsvermittler bestimmt sich die gerichtli-
che Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz 
seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss sei-
nen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins 
Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der Versi-
cherer seinen Sitz hat. 

33.2  Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht 
erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig 
ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der 
Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Komman-
ditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

33.3  Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

34  Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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1. Risikobeschreibung 
Diese Risikobeschreibung zählt die mitversicherten Tätigkeiten 
abschließend auf. 

1.1. für Rechtsanwälte (einschließlich des Rechtsanwalts-Risikos 
von Anwaltsnotaren) 
Der Versicherungsschutz gemäß den Vermögensschaden 
Haftpflichtversicherung (AVB Vermögen Form. 63089xx) und 
den nachfolgenden Bestimmungen umfasst die freiberuflich 
ausgeübte Tätigkeit als Rechtsanwalt sowie bei Anwaltsnotaren 
das Rechtsanwaltsrisiko. 

1.1.1. Mitversichert ist die Tätigkeit als 
a) vorläufiger Insolvenzverwalter, Insolvenzverwalter, 

Treuhänder nach der Insolvenzordnung, Sachwalter, 
Konkursverwalter, Vergleichsverwalter, Verwalter nach 
der Gesamtvollstreckungsordnung, gerichtlich bestellter 
Liquidator, Sequester, Gläubigerausschussmitglied und 
Gläubigerbeiratsmitglied; 

b) Testamentsvollstrecker, Nachlasspfleger, 
Nachlassverwalter, Vormund, Betreuer, Pfleger und 
Beistand; 

c) Schiedsrichter; 
d) Mediator; 
e) Abwickler einer Praxis gemäß § 55 BRAO, 

Zustellungsbevollmächtigter gemäß § 30 BRAO, 

soweit diese Tätigkeiten nicht überwiegend ausgeübt 
werden. 

1.1.2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die 
Tätigkeiten als Notarvertreter für die Dauer von 60 Tagen 
innerhalb eines Versicherungsjahres. 

1.1.3. Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftung der Erben des Versicherungsnehmers aus 
Verstößen, die bis zur Bestellung eines Praxisabwicklers 
oder bis zur Praxisveräußerung, längstens jedoch bis zu 8 
Wochen nach dem Ableben des Versicherungsnehmers, 
vorgekommen sind. 

1.1.4. Ansprüche aus der Tätigkeit als Leiter, Vorstands-, Beirats- 
oder Aufsichtsratsmitglied von privaten Unternehmungen, 
Vereinen, Verbänden und als Angestellter sind auch im 
Rahmen der mitversicherten Tätigkeiten vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen. 

Unter die in Ziffer 1.2 AVB Vermögen genannten 
Vermögensschäden fallen auch solche, die durch 
Freiheitsentzug verursacht worden sind (Straf- oder 
Untersuchungshaft, Unterbringung). 

1.2. für Patentanwälte 
Im Rahmen der dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen zur Vermögensschaden 
Haftpflichtversicherung (AVB Vermögen) ist versichert die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers bzw. der 
versicherten Person aus der freiberuflich ausgeübten Tätigkeit 
als deutscher Patentanwalt und als zugelassener Vertreter vor 
dem Europäischen Patentamt sowie als Mitglied des 
Europäischen Patent Instituts (epi). Versicherungsschutz 
besteht u. A. für die Tätigkeiten vor dem Deutschen Patent- und 
Markenamt (DPMA), vor dem Europäischen Patentamt, vor dem 
Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) in 
Alicante (Spanien) und der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum (WIPO). 

Darüber hinaus ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht von Vertretern des Versicherungsnehmers aus der 
Vertretung mitversichert, solange der Versicherungsnehmer an 
der Ausübung seines Berufes gehindert ist. Die Mitversicherung 
besteht nicht, soweit der Vertreter durch eine eigene 
Versicherung gedeckt ist. Versichert ist auch die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungs-nehmers aus der gegenüber 
seinem Auftraggeber freiberuflich ausgeübten Tätigkeit als 
Patentanwalt. Mitversichert ist die Tätigkeit als Abwickler der 
Kanzlei gemäß § 48 Patentanwaltsordnung (PAO), soweit diese 
Tätigkeit nicht überwiegend ausgeübt wird. Mitversichert ist im 
Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht der Erben des 
Versicherungsnehmers aus Verstößen, die bis zur Bestellung 
eines Praxisabwicklers oder bis zur Praxis-veräußerung, 
längstens jedoch bis zu 8 Wochen nach dem Ableben des 
Versicherungsnehmers vorgekommen sind. 

2. Mitversicherte Personen 

2.1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Mitarbeiter für 
Steuer- und Buchführungssachen von Mandanten. 

2.2. In Erweiterung von Ziffer 26 der AVB Vermögen sind im Rahmen 
der gesetzlichen Haftpflicht mitversichert die Vertreter des 
Versicherungsnehmers aus der Vertretung, solange der 
Versicherungsnehmer an der Ausübung seines Berufes 
gehindert ist. 

Die Mitversicherung besteht nicht, soweit der Vertreter durch 
eine eigene Versicherung gedeckt ist. 

2.3. Abweichend von Ziffer 26.2 der AVB Vermögen können 
mitversicherte Personen ihre Versicherungsansprüche 
selbstständig geltend machen. 
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3. Eintritts-/ Austrittsdeckung 

3.1. Gegenstand 

3.1.1. Im Rahmen dieser Besonderen Bedingung wird Rückwärts-
Versicherungsschutz geboten für den Fall der akzessorischen 
Inanspruchnahme des Versicherungsnehmers gemäß §§ 28, 
128, 130 HGB, soweit er für einen Verstoß aus der Ausübung 
beruflicher Tätigkeit im Rahmen von Ziffer 1 AVB Vermögen 
verantwortlich gemacht wird, welcher vor seinem Eintritt in die 
Partnerschaftsgesellschaft oder Sozietät von einem Partner, 
Sozius oder Person, für welche diese eintreten müssen, 
begangen wurde (Eintrittsdeckung). 

3.1.2. Versicherungsschutz wird inhaltlich im Rahmen der über 
diesen Vertrag vereinbarten Vorwärtsversicherung geboten. 
Der Versicherungsschutz geht jedoch nicht über den Umfang 
hinaus, welchen der Verstoßende zum Zeitpunkt des 
Verstoßes vereinbart hat. Im Übrigen gilt Ziffer 3.3. 

3.1.3. Im Rahmen dieser Besonderen Bedingung wird Vorwärts-
Versicherungsschutz geboten für den Fall der akzessorischen 
Inanspruchnahme des Versicherungsnehmers gemäß §§ 128, 
160 HGB, soweit er für einen Verstoß aus der Ausübung 
beruflicher Tätigkeit im Rahmen von Ziffer 1 AVB Vermögen 
verantwortlich gemacht wird, welcher bis zu 5 Jahren nach 
seinem Ausscheiden aus der Partnerschaftsgesellschaft oder 
Sozietät von einem Partner, Sozius oder Person, für welche 
diese eintreten müssen, begangen wurde (Austrittsdeckung). 

3.1.4. Versicherungsschutz wird inhaltlich im Rahmen der über 
diesen Vertrag zum Zeitpunkt des Ausscheidens des 
Versicherungsnehmers vereinbarten Versicherung geboten. 
Der Schutz geht jedoch nicht über den Umfang hinaus, 
welchen der Verstoßende zum Zeitpunkt des Verstoßes 
vereinbart hat. Im Übrigen gilt Ziffer 3.3 

3.1.5. Dieser Versicherungsschutz gilt auch für den Fall, dass die 
Sozietät oder Partnerschafts-gesellschaft zum Zeitpunkt des 
Verstoßes aufgrund späterer gesellschaftsrechtlicher Ver-
änderungen in anderer Form oder Teilen davon tätig war, der 
Versicherungsnehmer jedoch nach §§ 28, 128, 130 HGB in 
Anspruch genommen wird.  

3.2. Zurechnung 
In der Person des Verstoßenden gegebene Umstände, die den 
Versicherungsschutz beeinflussen, werden dem 
Versicherungsnehmer nach Maßgabe des Ziffer 3.1.4 und 3.2 
AVB-Vermögen zugerechnet. 

3.3. Versicherungssumme und Jahreshöchstleistung 

3.3.1. Für die Eintrittsdeckung steht die für diesen Vertrag 
vereinbarte Vorwärts-Versicherungssumme (Höchstbetrag der 
Versicherungsleistung) zum Zeitpunkt der Anspruchserhebung 
zur Verfügung, maximal jedoch die Versicherungssumme, 
welche der Verstoßende zum Verstoßzeitpunkt vereinbart hat. 

3.3.2. In Abweichung zu Ziffer 5.2 AVB Vermögen entspricht die 
Jahreshöchstleistung für die Eintrittsdeckung im Fall des 
Vorliegens einer Pflichtversicherung mindestens dem zum 
Zeitpunkt des Verstoßes geltenden gesetzlichen 
Mindestanforderungen. Maximal begrenzt jedoch die 
vereinbarte Versicherungssumme die Leistung des 
Versicherers für jeden einzelnen Verstoß sowie für alle 
Verstöße insgesamt, die zu einer Inanspruchnahme im 
Rahmen der Eintritts-/Austrittsdeckung führen. 

3.4. Abwehrschutz, Freistellung und Kumulsperre 

3.4.1. Der Versicherungsschutz umfasst die Abwehr unberechtigter 
Ansprüche und, soweit nicht Versicherungsschutz über andere 
Berufshaftpflichtversicherungen besteht, auch die Freistellung 
von berechtigten Ansprüchen.  

3.4.2. Im Fall des Vorliegens mehrerer gleichrangiger 
Versicherungsverträge findet Ziffer 29 AVB Vermögen 
Anwendung. 

4. wissentliche Pflichtverletzung 
Der Versicherungsnehmer behält, wenn der Ausschlussgrund 
gem. Ziff. 6 d AVB nicht in seiner Person und auch nicht in der 
Person eines Sozius vorliegt – unbeschadet der Bestimmungen 
der Ziff. 26 AVB – den Anspruch auf Versicherungsschutz. Ziffer 
3.2 AVB bleibt unberührt. 

 

Wird im Rahmen eines diesem Versicherungsvertrag 
unterfallenden Schadensfall von dem Anspruchsteller der 
Vorwurf einer wissentlichen Pflichtverletzung erhoben, erhält der 
Versicherungsnehmer im Rahmen und Umfang des zugrunde 
liegenden Versicherungsvertrages dennoch Abwehrschutz, bis 
die behauptete wissentliche Pflichtverletzung rechtskräftig 
festgestellt ist. 

Etwaige seitens des Versicherers verauslagte Kosten sind im 
Falle der rechtskräftigen Feststellung der wissentlichen 
Pflichtverletzung von dem Versicherungsnehmer an den 
Versicherer zu erstatten. 

Die Versicherungsleistung in der Hauptsache wird von dieser 
Regelung nicht berührt. 

Abweichend von Ziff. 6 d AVB Vermögen sind wissentliche 
Pflichtverletzungen bei allen Partnerschaftsgesellschaften mit 
beschränkter Berufshaftung nach § 8 Abs. 4 PartGG i. V. m. § 51 
a BRAO bzw. § 45 a PAO sowie für Rechts-/ Patentanwalts-
gesellschaften mit beschränkter Haftung sowie § 59 j BRAO oder 
§ 52 c PAO versichert. Dies gilt auch bei interprofessionellen 
Gesellschaften, sobald in dieser ein Rechts-/Patentanwalt tätig 
ist. 

Es gilt dann § 103 VVG: Der Versicherer ist nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich und 
widerrechtlich den bei dem Dritten eingetretenen Schaden 
herbeigeführt hat. Im Falle der vorstehend versicherten 
wissentlichen Pflichtverletzung verzichtet der Versicherer auf 
einen Rückgriff gegen den Versicherungsnehmer (Verzicht auf 
Innenregress). 

5. Interprofessionelle akzessorische Haftung 
Im Rahmen dieses Versicherungsvertrages besteht 
Versicherungsschutz für den Fall, dass gegen den 
Versicherungsnehmer oder mitversicherte Personen aufgrund 
einer versicherten Tätigkeit Haftpflichtansprüche wegen 
akzessorischer Haftung gemäß direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 128 HGB geltend gemacht werden für 
Verstöße eines berufsfremden Sozius oder Partners im Rahmen 
von dessen vorbehaltener beruflicher Tätigkeit (Versicherung für 
interprofessionelle akzessorische Haftung). 

6. Versicherung von fortgeführten Altmandaten 
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht eines 
Partners wegen einer Pflichtverletzung, die der 
Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung 
(PartG mbB) im Rahmen eines fortgeführten Altmandates 
zuzurechnen ist. Fortgeführte Altmandate sind Mandate, die von 
der Gesellschaft, deren Rechtsnachfolger die PartG mbB 
geworden ist oder die in Form der PartG mbB fortgeführt wurde, 
abgeschlossen wurden und für die nicht die Haftungs-
beschränkung auf das Gesellschaftsvermögen gem. § 8 Abs. 4 
PartGG vereinbart wurde. 
 
Der Ausschluss gem. § 4 Ziff. 5 der Versicherungsbedingungen 
(in Bezug auf wissentliche Pflichtverletzungen) gilt im Hinblick 
auf die persönliche Inanspruchnahme des betreffenden 
Berufsträgers jedenfalls als vereinbart. 

7. Kenntnis des Versicherungsnehmers 
Ziffer 2.2 zweiter Absatz wird wie folgt ersetzt: 
Als bekannter Verstoß gilt ein Vorkommnis, wenn es vom 
Versicherungsnehmer, den mitversicherten Personen oder 
seinen Sozien, als objektiv fehlsam erkannt oder ihnen, wenn 
auch nur bedingt, als fehlsam bezeichnet worden ist. Das gilt 
auch, wenn Schadenersatzansprüche weder erhoben, 
angedroht, noch befürchtet worden sind. 

8. Deckung für Auszahlungsfehler bei Anderkonten 
Versicherungsschutz wird auch, wenn der Versicherungsnehmer 
wegen einer fahrlässigen Verfügung über Beträge, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit einer Rechtsanwaltstätigkeit 
auf ein Anderkonto eingezahlt sind, von dem Berechtigten in 
Anspruch genommen wird. 

Das Gleiche gilt für Inanspruchnahme des Versicherungsnehmers 
aus fahrlässigen Verfügungen über fremde Gelder, die zur 
alsbaldigen Anlage auf ein Anderkonto in Verwahrung genommen 
und ordnungsgemäß verbucht sind. 
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9. Deckung für kaufmännische Risiken 
Soweit der Versicherungsnehmer als Insolvenzverwalter (auch 
vorläufiger), Gläubigerausschussmitglied, Sachwalter oder 
Treuhänder gemäß InsO, gerichtlich bestellter Liquidator oder 
Abwickler tätig ist, sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
einer kaufmännischen Kalkulations- oder Organisationstätigkeit 
bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme, maximal in 
Höhe von 2.500.000 EUR versichert. 

10. Durchschnittsversicherungsschutz 
Ziffer 3.1.4 bis 3.1.6 AVB-Vermögen finden keine Anwendung. 

11. Erweiterte Kostenklausel 
In Erweiterung von Ziffer 5.7 a) AVB Vermögen übernimmt der 
Versicherer zusätzlich die Kosten, für den Anteil des 
Haftpflichtanspruchs, der die Versicherungssumme übersteigt, 
nach der Wertklasse des darüber hinausgehenden 
Haftpflichtanspruchs bis zu einer Höhe von 25 % der 
vereinbarten Versicherungssumme je Versicherungsfall und für 
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres, maximal 
1.000.000 EUR. 

12. Verletzungen von Gesetzesvorgaben 

12.1. Im Rahmen der dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen zur Vermögensschaden 
Haftpflichtversicherung (AVB Vermögen) und der Besonderen-
Versicherungsbedingungen zur Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung für Verletzungen von Gesetzesvorgaben 
unterfallen dem Versicherungsschutz gesetzliche 
Haftpflichtansprüche 

12.1.1. bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
personenbezogener Daten im Sinne der geltenden 
Datenschutzvorschriften; 

12.1.2. im Zusammenhang mit den nach § 5 RDG erlaubnisfreien 
Rechtsdienstleistungen; 

12.1.3. wegen eines Diskriminierungstatbestandes oder wegen einer 
Verletzung einer Vorschrift zum Schutz vor Diskriminierung, 
insbesondere nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz. 

12.1.3.1. Im bedingungsgemäßen Umfang mitversichert sind insoweit 
auch Personen- und Sachschäden. 

12.1.3.2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf den Fall, 
dass gegen den Versicherungsnehmer ein 
Widerrufsverlangen oder ein Anspruch auf Unterlassung 
geltend gemacht wird. Voraussetzung hierfür ist, dass ein 
schriftlich begründetes Widerrufsverlangen oder 
Unterlassungsbegehren vorliegt. 

12.1.4. im Zusammenhang mit gesetzlichen Compliance Regelungen, 
hierzu zählt auch die freiwillige Unterwerfung unter den 
Deutschen Corporate Governance Kodex, aufgrund eines 
Organisationsverschuldens, insbesondere wegen fehlerhafter 
Ausübung von Aufsichts- und Überwachungspflichten. 

12.1.5. aus der fahrlässigen Verletzung von Geschäftsgeheimnissen 
im Sinne von § 2 Ziffer 1 des Gesetzes zum Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG). Nicht versichert ist 
jedoch ein Schaden in Höhe der Vergütung, die der 
Versicherungsnehmer hätte zahlen müssen, wenn er die 
Zustimmung zur Erlangung, Nutzung oder Offenlegung des 
Geschäftsgeheimnisses eingeholt hätte. 

12.1.6. wegen der Verletzung einer Geheimhaltungsverpflichtung im 
Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit. Es macht dabei 
keinen Unterschied, ob die Geheimhaltungsverpflichtung 
aufgrund von gesetzlichen Vorschriften, insbesondere 
Datenschutzgesetzen oder berufsständischen Vorschriften, 
oder aufgrund von haupt oder nebenvertraglichen Abreden 
entstanden ist. Ziffer 6 a AVB bleibt unberührt. 

12.2. Mitversicherte Schäden 
Im Rahmen des Versicherungsschutzes nach 9.1.1, 9.1.3 und 
9.1.4 sind gesetzliche Haftpflichtansprüche auf Ersatz eines 
immateriellen Schadens wegen Verletzung eines 
Persönlichkeitsrechts mitversichert. 
 
 
 
 
 

12.3. Mitversicherte Personen 

12.3.1. Im Rahmen des Versicherungsschutzes gemäß Ziffer 9.1.1, 
9.1.2 und 9.1.5 sind gesetzliche Haftpflichtansprüche Dritter 
gegen Organe, Angestellte und freie Mitarbeiter des 
Versicherungsnehmers mitversichert. 

12.3.2. Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 9.1.3 und 9.1.4 
erstreckt sich auf den Versicherungsnehmer sowie auf die 
Tätigkeit von Organen und leitenden Angestellten des 
Versicherungsnehmers. 

12.4. Mitversicherte Kosten 

12.4.1. In Erweiterung von Ziffer 5.7 AVB Vermögen ersetzt der 
Versicherer unter der Maßgabe, dass an die Stelle des 
Haftpflichtanspruchs der Streitwert tritt, 

12.4.1.1. Gerichts- und Anwaltskosten eines datenschutzrechtlichen 
Verfahrens, mit dem Ansprüche auf Auskunft, Berichtigung, 
Sperrung und Löschung gegen den Versicherungsnehmer 
verfolgt werden; 

12.4.1.2. im Rahmen des Versicherungsschutzes nach Ziffer 12.1.1 
bis 12.1.3 Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens mit 
dem der Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den 
Versicherungsnehmer begehrt wird, sofern der Versicherer 
in Einschränkung von Ziffer 24 AVB Vermögen vom Beginn 
des Verfahrens unverzüglich, spätestens aber vier Tage 
nach Zustellung der Antragsschrift oder eines 
Gerichtsbeschlusses, vollständig unterrichtet wird; 

12.4.1.3. im Rahmen des Versicherungsschutzes nach Ziffer 12.1.1 
bis 12.1.3 Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, 
mit dem eine Unterlassungsklage gegen den 
Versicherungsnehmer geltend gemacht wird; 

12.4.1.4. die Koste n des Verfahrens vor der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes (§§ 25 ff AGG);  

12.4.2. Aufwendungen des Versicherers für diese Kosten werden als 
Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 

13. Kündigung im Versicherungsfall 
Ziffer 18.1 der AVB Vermögen wird wie folgt geändert: 
Der Versicherer verzichtet auf sein Kündigungsrecht im 
Versicherungsfall. Der Versicherungsnehmer kann mit sofortiger 
Wirkung oder zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode 
kündigen.  

14. Haftpflichtansprüche mit Auslandsbezug 

14.1. Ziffer 6 f) AVB Vermögen wird wie folgt ersetzt: 
aus Tätigkeiten, die über ausländische Tochtergesellschaften, 
ausländische Niederlassungen, ausländische Zweigstellen 
jeglicher Art oder über durch Kooperationsvereinbarungen 
verbundene Unternehmen im Ausland ausgeübt werden 

14.2. Bei der Inanspruchnahme vor außereuropäischen Gerichten 
besteht Versicherungsschutz, wenn das Urteil des 
ausländischen Gerichts schriftlich abgesetzt wurde. Soweit 
Versicherungsschutz nach Satz 1 besteht, werden abweichend 
zu Ziffer 5.7 AVB Vermögen die Aufwendungen des 
Versicherers für Kosten als Leistungen auf die 
Versicherungssumme angerechnet. 

14.3. Abweichend zu Ziffer 11.2 sind die Aufwendungen des 
Versicherers für Kosten als Leistungen auf die 
Deckungssumme anzurechnen, sofern Ansprüche vor 
Gerichten in den USA und Kanada geltend gemacht werden. 

Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und 
Gerichtskosten; Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalls 
sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem 
Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn 
die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

Tätigkeiten, die über ausländische Kanzleien, ausländische 
Büros, ausländische Niederlassungen, ausländische 
Zweigniederlassungen oder über durch 
Kooperationsvereinbarungen verbundene Firmen im Ausland 
ausgeübt werden, sind nur durch besondere Vereinbarung 
mitversichert. 

 

 



63141   Ja22   (54M712)   S e i t e  4  v o n  7  

  
 

 

 

14.4. Kein Versicherungsschutz besteht für im Ausland erforderliche 
Pflichtversicherungen. 

15. Selbstbehalt 

15.1. An der Summe, die vom Versicherungsnehmer aufgrund 
richterlichen Urteils oder eines vom Versicherer genehmigten 
Anerkenntnisses oder Vergleichs zu bezahlen ist 
(Haftpflichtsumme), wird der Versicherungsnehmer mit dem im 
Versicherungsschein vereinbarten Selbstbehalt beteiligt. 

15.2. Ein Selbstbehalt ist jedoch ausgeschlossen, wenn bei 
Geltendmachung des Schadens durch einen Dritten die 
Bestellung bzw. Zulassung des Berufsträgers oder die 
Anerkennung bzw. Zulassung der Berufsträgergesellschaft 
erloschen ist. Dies gilt auch, wenn Haftpflichtansprüche gegen 
die Erben des Versicherungsnehmers erhoben werden. 

16. Ausschlüsse 

16.1. Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf 
Haftpflichtansprüche, die sich aus Vertragsstrafen, Bußen und 
Entschädigungen mit Strafcharakter (z.B. punitive oder 
exemplary damages) sowie aus Anfeindung, Schikane, 
Belästigung, Ungleichbehandlung, Ehrverletzung, Beleidigung 
oder sonstigen Diskriminierungen ergeben. 

16.2. Veruntreuungsschäden 

Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf 
Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Veruntreuung durch 
Personal, Sozien oder Angehörige des Versicherungsnehmers; 
als Angehörige gelten:  

a) der Ehegatte des Versicherungsnehmers, der 
Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht 
anderer Staaten, 

b)  wer mit dem Versicherungsnehmer in gerader Linie 
verwandt oder verschwägert oder im zweiten Grad der 
Seitenlinie verwandt ist.  

Bei neu eintretenden Partnern oder Sozien/Scheinsozien bietet 
die Rückwärtsversicherung gemäß Ziff. 2.2 AVB 
Versicherungsschutz für aus Veruntreuung durch Altsozien/-
Partner vor dem Eintritt resultierende Vermögensschäden, die 
dem neu eintretenden Partner, Sozius oder Scheinsozius bis 
zum Eintritt nicht bekannt geworden sind. Eine Zurechnung nach 
Ziff. 3.1.5 AVB findet insoweit nicht statt. 

17. Obliegenheiten im Versicherungsfall 
Der Versicherungsnehmer hat im Schadenfall den Schriftverkehr 
mit dem Versicherer ausschließlich über inländische Einheiten in 
deutscher oder englischer Sprache abzuwickeln, dem 
Versicherer einen inländischen Ansprechpartner zu benennen, 
den Schadenfall entsprechend aufzubereiten und - vorbehaltlich 
anderweitiger Vereinbarungen mit dem Versicherer - vor Ort die 
rechtliche Argumentation zur Abwehr von 
Schadensersatzansprüchen in Absprache mit dem Versicherer 
zu übernehmen. 

18. Leistung des Versicherers 
Die Leistung des Versicherers erfolgt in EUR. Seine 
Verpflichtung gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der EUR-
Betrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist.  

19. Verletzung von Datenschutzbestimmungen 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers wegen materieller und immaterieller 
Schäden aus Verletzung von Persönlichkeitsrechten, 
insbesondere im Sinne des Gesetzes zum Schutz vor 
Missbrauch personenbezogener Daten bei der 
Datenverarbeitung (Bundesdatenschutzgesetz, BDSG) und 
gleichartiger landesrechtlicher Bestimmungen. 
Versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers. 

Mitversichert ist in gleichem Umfang die persönliche gesetzliche 
Haftpflicht der Bediensteten des Versicherungsnehmers, zu 
denen auch ein beim Versicherungsnehmer angestellter 
Datenschutzbeauftragter zählt und – soweit vorhanden – der 
Organe des Versicherungsnehmers. 

 

 

In Ergänzung zu Ziffer 6 AVB Vermögen und Ziffer 4 bezieht sich 
der Versicherungsschutz nicht auf   

a) Schäden aus Auskunft, Berichtigung, Sperrung und 
Löschung von Daten sowie die hiermit zusammenhängenden 
Verfahrens- kosten. Auch fallen Bußen, Strafen sowie die Kosten 
derartiger Verfahren nicht unter die Deckung; 

b) Haftpflichtansprüche des Versicherungsnehmers gegen 
seine Bediensteten und den Datenschutzbeauftragten; 

c) Haftpflichtansprüche Dritter, die mit dem 
Versicherungsnehmer durch Personalunion, 
Gesellschaftsverhältnis oder Kapitalbeteiligung verbunden sind, 
gegen den Versicherungsnehmer und dessen Bedienstete 
einschließlich des Datenschutzbeauftragten. 

20. Rechtsanwaltsgesellschaften (§ 59 j BRAO) und 
Patentanwaltsgesellschaften (§ 52 j PatAnwO) und 
Partnerschaftsgesellschaften mit Beschränkter 
Berufshaftung (§51 a BRAO und §45 a PatAnwO)  

20.1. Versicherungsschutz 

20.1.1. Im Rahmen der dem Vertrag zugrunde liegenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur 
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (AVB 
Vermögen) und den vorliegenden Besondere Bedingungen 
zur Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für 
Rechtsanwälte und Patentanwälte besteht 
Versicherungsschutz für die den Berufsträgern und 
Angestellten der Anwalts- bzw. Partnerschaftsgesellschaft 
(Versicherungsnehmerin) zur Last fallenden Verstöße. 

20.1.2. Im vertraglichen Umfang mitversichert sind 
Haftpflichtansprüche Dritter, welche unmittelbar gegen die 
in der Anwalts- bzw. Partnerschaftsgesellschaft tätigen 
Personen erhoben werden, soweit die Tätigkeit im Namen 
der Gesellschaft bzw. Partnerschaft erfolgte. Ziffer 26 AVB 
Vermögen gilt sinngemäß. 

20.1.3. Soweit die Berufsträger der Anwalts- bzw. 
Partnerschaftsgesellschaft im eigenen Namen tätig werden 
oder höchstpersönliche Tätigkeiten übernehmen, besteht 
kein Versicherungsschutz über den Vertrag der Anwalts- 
bzw. Partnerschaftsgesellschaft. Für diese Tätigkeiten ist es 
erforderlich, dass neben dem Vertrag der Anwalts- bzw. 
Partnerschaftsgesellschaft eine eigene Berufshaftpflicht-
versicherung des Berufsträgers unterhalten oder vereinbart 
wird. 

20.2. Zurechnung 
In der Person des Verstoßenden gegebene Umstände, die den 
Versicherungsschutz beeinflussen, gehen zu Lasten der 
Versicherungsnehmerin. 

20.3. Mitversicherung der wissentlichen Pflichtverletzung 
Ziffer 6 d) AVB Vermögen findet keine Anwendung.  
103 VVG gilt uneingeschränkt. 

20.4. Meldepflicht nach § 4 III PartGG 
Der Versicherer verpflichtet sich, eine Versicherungsbestätigung 
nach § 113 II VVG für die Anmeldung der Partnerschaft zum 
Registergericht zu erteilen. 

21. Versicherungssummen 

21.1. Jahreshöchstleistung 
Ist eine höhere als die gesetzliche Mindestversicherungssumme 
vereinbart, beträgt die Höchstleistung des Versicherers für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
(Jahreshöchstleistung) vorbehaltlich abweichender Vereinbarung 
das Zweifache der vereinbarten Versicherungssumme; die 
Jahreshöchstleistung beträgt jedoch mindestens das Vierfache 
der Mindestversicherungssumme. 

Bei Rechtsanwaltsgesellschaften (§ 59 c BRAO) können die 
Leistungen des Versicherers für alle innerhalb eines 
Versicherungsjahres verursachten Schäden auf den Betrag der 
Mindestversicherungssumme gemäß § 59 j Abs. 2 Satz 1 BRAO, 
vervielfacht mit der Zahl der Gesellschafter und der 
Geschäftsführer, die nicht Gesellschafter sind, begrenzt werden.  

Die Jahreshöchstleistung für alle in einem Versicherungsjahr 
verursachten Schäden beträgt jedoch mindestens das Vierfache 
der Mindestversicherungssumme gemäß § 59 j Abs. 2 Satz 3 
BRAO. 
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21.2. Abweichungen von der Pflichtversicherung 
Soweit die vereinbarte Versicherungssumme die gesetzlich 
vorgeschriebene Mindestversicherungssumme und die 
vereinbarte Jahreshöchstleistung die gesetzlich erlaubte 
Begrenzung der Jahreshöchstleistung übersteigt oder soweit der 
Umfang des vereinbarten Versicherungsschutzes über den 
Umfang des gesetzlich vorgeschriebenen 
Versicherungsschutzes hinausgeht, gelten die AVB 
entsprechend, wenn nichts Abweichendes , z. B. durch 
zusätzliche Vereinbarungen, bestimmt ist. 
Erweiterungen des Versicherungsschutzes lassen den Umfang 
des gesetzlich vorgeschriebenen Versicherungsschutzes 
unberührt.  

22. Abwehrkosten bei nicht ordnungsgemäßer Zustellung bei 
Verwendung des besonderen elektronischen 
Anwaltspostfachs (beA) 
Ist streitig, ob im Rahmen des besonderen elektronischen 
Anwaltspostfachs (beA) eine ordnungsgemäße Zustellung von 
e l e k t r o n i s c h e n  Dokumenten erfolgte, besteht vorläufiger 
Versicherungsschutz für die Kosten zur Abwehr eines 
Haftpflichtanspruchs. Der vorläufige Versicherungsschutz fällt 
rückwirkend weg, wenn die ordnungsgemäße Zustellung 
rechtskräftig festgestellt wird. 

23. Innovationsklausel 
Bietet der Versicherer während der Laufzeit dieses Vertrages ein 
neues Standard-Bedingungswerk in Deutschland im Bereich der 
AVB bzw. /BBR für Rechtsanwälte und Patentanwälte Domke für 
das betreffende Kundensegment mit abweichenden Regelungen 
zu in diesem Vertrag vereinbarten Leistungsumfang an, so gelten 
die  Bedingungen des Versicherers mit Datum ihrer Einführung 
auf dem Markt bei E i n t r i t t  eines versicherten Ereignisses 
auch für diesen Vertrag, sofern der Leistungsumfang nach den 
Bedingungen des Versicherers im Vergleich zum 
Leistungsumfang dieses Vertrages ausschließlich Vorteile für 
versicherte Unternehmen oder versicherte Personen beinhaltet. 
Dies gilt nicht für eventuell vereinbarte Besondere Bedingungen. 

24. Substitutsklausel 
Der Versicherungsschutz bezieht sich im bedingungsgemäßen 
Umfang auch auf den Fall, dass die über diesen Vertrag 
versicherten Berufsträger für Versehen von Substituten gemäß § 
664 Absatz 1 Satz 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) allein oder 
gemeinsam in Anspruch genommen werden. Leistet der 
Versicherer der über diesen Vertrag versicherten Berufsträger 
wegen eines Versehens des Substituten, nimmt er insoweit 
gegen diesen Regress. 

25. Bedingungsdifferenzdeckung  

Versicherungsschutz besteht im Rahmen einer 
Bedingungsdifferenzdeckung bei einem Versichererwechsel für 
in der Vergangenheit vorkommende Verstöße, welche dem 
Versicherungsnehmer oder der versicherten natürlichen Person 
bis zum Abschluss des vorliegenden Versicherungsvertrages 
nicht bekannt geworden sind, (Rückwärtsversicherung) und 
welche nach den Bedingungen dieses Vertrages gedeckt wären, 
sofern der Verstoß während der Laufzeit des unmittelbaren 
Vorvertrages, jedoch nicht länger als zwei Jahre vor Beginn des 
vorliegenden Versicherungsvertrages erfolgt ist und der 
Vorversicherer die Deckung endgültig abgelehnt hat. 
Versicherungsschutz besteht bis zu 100.000 EUR je 
Versicherungsfall und für alle Versicherungsfälle dieser 
Rückwärtsversicherung.  

26. Tätigkeit als externer Datenschutzbeauftragter 
Im Rahmen der diesem Versicherungsvertrag zugrunde 
liegenden Bedingungen besteht auch Versicherungsschutz für 
die rechtlich zulässige Tätigkeit des Versicherungsnehmers oder 
einer versicherten Person als externer Datenschutzbeauftragter 
nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), der Datenschutz-
Grundverordnung (EU-DSGVO) oder entsprechender 
ausländischer Gesetze. 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen immaterieller 
Schäden aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten. 

27. Schiedsgerichtsklausel 
Die Vereinbarung von Schiedsverfahren gefährdet nicht den 
Versicherungsschutz, wenn sie vor Eintritt des 
Versicherungsfalles getroffen wurde und das Verfahren auf der 
Grundlage des deutschen schiedsrichterlichen Verfahrens i. S. d. 
§§ 1025 – 1066 ZPO oder anderer westeuropäischer 

Schiedsgerichtsordnungen (z. B. des Schiedsgerichtshofes der 
Internationalen Handelskammer Paris, Zürich, Genf, UNO usw.) 
ausgetragen wird. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die 
Einleitung von Schiedsverfahren unverzüglich anzuzeigen und 
dem Versicherer die Mitwirkung im Schiedsverfahren 
entsprechend der Mitwirkung des Versicherers am Verfahren des 
ordentlichen Rechtsweges zu ermöglichen. 

28. Gremientätigkeiten 
Mitversichert sind Haftpflichtansprüche wegen der Tätigkeit als 
Mitglied eines Aufsichtsrates, Beirates, Stiftungsrates oder 
ähnlicher Gremien, wenn und soweit diese Ansprüche auf ein 
Anwalts- oder Steuerberatungsmandat gegründet sind. Die Art 
und Weise der Erteilung, Abwicklung und Honorierung des 
Mandats ist dabei unerheblich. 

Ebenso mitversichert sind Haftpflichtansprüche wegen der 
Tätigkeit als Mitglied satzungsgemäß eingerichteter Gremien von 
Rechtsanwaltskammern sowie berufsständischen Vereinen und 
Verbänden. 

Dies gilt nur, sofern hier nicht anderweitiger Versicherungsschutz 
besteht.  

29. Autoren- und Referententätigkeit 
Mitversichert ist die Tätigkeit als Autor, Referent und Dozent in 
seinem Fachgebiet, sowie als rechtswissenschaftlicher 
Gutachter. 

30. M&A-Mandate 
Mitversichert sind Aktivitäten im Zusammenhang mit Mergers 
and Aquisitions sowie die Erstellung von Due-Diligence-Reports, 
Reliance-Letters und Legal Opinions, sofern sie auf rechts-, 
steuer oder wirtschaftsberatenden Tätigkeiten beruhen. 

Gesetzliche Haftpflichtansprüche Dritter (einschließlich 
kreditgebender Banken) aus diesen Reports sind ebenfalls vom 
Versicherungsschutz umfasst. 

31. Börsengänge 
Mitversichert ist die rechtliche Beratung bei der Begleitung von 
Börseneinführungen, von Projekten und Publikumsfonds und die 
damit verbundene Erstellung von Börsenprospekten. 

32. Bietergemeinschaft (ARGE) 
Versichert ist die gesetzlich vorgesehene gesamtschuldnerische 
Haftung aus der berufs- und standesrechtlich zulässigen 
Kooperation mit Angehörigen sozietätsfähiger und nicht 
sozietätsfähiger Berufe für den von den sonstigen 
Dienstleistungserbringern im Rahmen solcher Kooperationen 
verursachte Schäden (z. B. Ausschreibungsverfahren, 
Projektierungen von Großaufträgen, Machbarkeitsstudien oder 
Umstrukturierungen von öffentlichen Unternehmen). 

Der Versicherungsschutz ist zeitlich beschränkt auf die Planung 
und Durchführung des Auftrags bis zum Abschluss der jeweiligen 
Verträge; die Phase der Umsetzung der geschlossenen Verträge 
ist nicht Gegenstand des Versicherungsschutzes. 

33. Ansprüche nach § 11 Geldwäschebekämpfungsgesetz 
Mitversichert sind auch Ansprüche von Mandanten infolge von 
Verstößen im Zusammenhang mit § 11 Geldwäsche-
bekämpfungsgesetz, auch durch Geldwäschebeauftragte des 
Versicherten. 

34. Reputationskosten 
Versicherungsschutz besteht für die Kosten der Abwehr oder 
Minderung eines (drohenden) Reputationsschadens eines 
Versicherten wegen einer in Medienberichten oder anderen 
Dritten öffentlich zugänglichen Informationen begangenen oder 
behaupteten Verstoßes. Bei Eintritt eines Versicherungsfalls oder 
bei Bestehen der Möglichkeit des Eintritts eines 
Versicherungsfalls wird das Drohen eines Reputationsschadens 
vermutet. 

Der Versicherungsschutz beinhaltet die angemessenen Kosten 
einer Gegendarstellung und der Beratung durch einen externen 
Public Relations-Berater, den der Versicherte in Abstimmung mit 
dem Versicherer beauftragt hat. Bei einer Rufschädigung gemäß 
§§ 185, 186 StGB übernimmt der Versicherer zusätzlich die 
Kosten einer Privatklage nach §§ 374 ff. StPO. 
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35. Ordnungs-, Straf- und Disziplinarverfahren 
Die Kosten für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des 
Versicherten wegen des Vorwurfs der Verletzung von 
Vorschriften des Straf- und Ordnungswidrigkeitenrechts sowie in 
standes- und disziplinarrechtlichen Verfahren wegen Handlungen 
und Unterlassungen im Zusammenhang mit dem versicherten 
Risiko werden nach Maßgabe der nachfolgend aufgeführten 
Punkte vom Versicherer übernommen: 

Es besteht Versicherungsschutz insbesondere für die Kosten 
einer anwaltlichen 

 ersten Beratung, 

 Verteidigung in Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren 
sowie in standes- und disziplinarrechtlichen Verfahren  

 Tätigkeit bei Durchsuchungs- und 
Beschlagnahmemaßnahmen, 

 Tätigkeit in Verwaltungs-, Steuer- und sozialrechtlichen 

 Verfahren vor deutschen Behörden und Gerichten, die dazu 
dienen, die Verteidigung in eingeleiteten Verfahren zu 
unterstützen oder deren Einleitung zu verhindern. 

Sowie für die Kosten: 

 von Verfahren im Zusammenhang mit dem Vorwurf, 
kartellrechtswidrige Vereinbarungen über Preisgestaltung 
oder 

 Geschäftsbedingungen, die Beschränkung der Produktion 
oder 

 des Absatzes oder die Aufteilung von Märkten oder Kunden 
getroffen zu haben. Eine Kaution oder Kautionssumme wird 
nicht gestellt. 

 einer Sicherheitsleistung zur Abwendung der 
Zwangsvollstreckung. 

An der Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die zur 
Abwendung der zwangsweisen Beitreibung der Haftpflichtsumme 
zu leisten ist, beteiligt sich der Versicherer in demselben 
Umfange wie an der Ersatzleistung, höchstens jedoch bis zur 
Höhe der Versicherungssumme. 

Ist in einem Verfahren gegen Firmeninhaber oder 
Organmitglieder die Einschaltung weiterer Strafverteidiger 
sachdienlich, wird auch deren angemessene Vergütung erstattet. 
Gleiches gilt für die sonstigen versicherten Personen nach 
vorheriger Zustimmung des Versicherers. 

Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für 

 die angemessenen Kosten der vom Versicherten in Auftrag 
gegebenen Sachverständigengutachten, die für seine 
Verteidigung erforderlich sind. 

 für die Kosten notwendiger Reisen des Rechtsanwalts, die 
im Zusammenhang mit den versicherten Verfahren stehen 

 Reisekosten der versicherten Personen zu einem 
ausländischen Gericht, wenn dieses das persönliche 
Erscheinen angeordnet hat. Die Reisekosten werden bis 
zur Höhe der für Geschäftsreisen von Rechtsanwälten in 
Deutschland geltenden Sätze (RVG) übernommen. 

 die Kosten der Übersetzung der für die Verteidigung und 
den Zeugenbeistand im Ausland notwendigen schriftlichen 
Unterlagen. 

 Soweit erforderlich werden auch die Kosten eines 
Dolmetschers übernommen.  

Kosten werden nicht übernommen, im Falle einer Verteidigung 
wegen einer Straftat, die nur vorsätzlich begehbar ist. Kosten 
werden nur übernommen, soweit der Versicherungsnehmer der 
Abwehrkostengewährung zustimmt. 

Die Zusage der Kostenübernahme entfällt rückwirkend, soweit 
ein rechtskräftiger Strafbefehl oder eine rechtskräftige 
Verurteilung wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat erfolgt. 
In diesem Fall hat der Versicherte die verauslagten Kosten, auch 
für wegen der Pflichtenverletzung durchgeführte 
berufsgerichtliche Verfahren, zurückzuerstatten. 

 

Bei rechtskräftiger Verurteilung sowohl wegen Vorsatzes als 
auch wegen Fahrlässigkeit besteht diese Rückzahlungspflicht 
nur insoweit, als Vorsatz betroffen ist. Der jeweilige Anteil 
berechnet sich nach dem Gewicht und der Bedeutung der 
einzelnen Vorwürfe im Gesamtzusammenhang (insbesondere 
dem Anteil am verhängten Strafmaß). 

Die Kosten für alle zeitlich und ursächlich zusammenhängenden 
Verfahren sowie für dasselbe Verfahren werden bis zu einem 
Betrag in Höhe von 100.000 EUR (Sublimit) übernommen. 

Maximal werden insgesamt für alle nicht zeitlich oder ursächlich 
zusammenhängenden Verfahren eines Jahres Kosten bis zu 
einem Betrag in Höhe von 250.000 EUR übernommen. 

36. AGB-Verzicht 
Auf Haftungsausschlüsse in AGB, die die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers einschränken, beruft sich der 
Versicherer nur nach vorheriger Abstimmung mit dem 
Versicherungsnehmer. 
 

37. Mitversicherung von Personenschäden 
In Ergänzung zu Ziff. 1.2 AVB gelten als Vermögensschäden 
auch Ansprüche wegen Personenschäden und hieraus 
resultierende immaterielle Schäden gemäß § 253 Abs. 2 BGB 
(Schmerzensgeld), ausschließlich in den Fällen, in denen der 
Schaden im Rahmen einer versicherten originären Berufstätigkeit 
gemäß Ziffer 1.1 AVB verursacht wurde. 

Dieser Versicherungsschutz wird bis zur Höhe der gesetzlichen 
Pflichtversicherungssumme für Vermögensschäden gewährt. 
Diese Erweiterung gilt nur, sofern hierfür nicht anderweitig 
Versicherungsschutz besteht. 

38. Mitversicherung von Ansprüchen gegenüber Erben 
Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht der Erben des Versicherungsnehmers aus Verstößen, 
die bis zur Bestellung eines Praxisabwicklers oder bis zur 
Praxisveräußerung, längstens jedoch bis zu 8 Wochen nach 
Ableben des Versicherungsnehmers vorgekommen sind. 

39. Schäden an Akten, beweglichen Sachen, Gebäuden und 
Daten 
In Ergänzung zu Ziff. 1.2 AVB gelten als Vermögensschäden 
auch Ansprüche wegen 

a) Schäden an Akten und anderen für die versicherte Tätigkeit 
in Betracht kommenden Schriftstücken 

b) Sachschäden die an sonstigen beweglichen Sachen und 
Gebäuden entstehen, die das Objekt der versicherten 
Tätigkeit bilden, sofern es sich nicht um Sachschäden aus 
Anlass der Ausübung technischer Berufstätigkeit oder der 
Verwaltung von Grundstücken handelt. 

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Sachschäden, die 
entstehen durch Abhandenkommen von Geld, geldwerten 
Zeichen, Wertsachen, Inhaberpapieren und in blanko 
indossierten Orderpapieren; das Abhandenkommen von 
Wechseln sowie von zu Protest gegangenen Schecks fällt nicht 
unter diese Bestimmung. Der Versicherungsschutz bei 
Anderkonten nach Teil A, Ziffer 6 dieser Bedingungen bleibt 
unberührt. 

c) der gesetzlichen Haftpflicht wegen Schäden im 
Zusammenhang mit der Ausübung der versicherten 
Tätigkeit aus dem Austausch, der Übermittlung und der 
Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, per E-
Mail oder mittels Datenträger, soweit es sich handelt um 
Schäden aus 

I. der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten 
durch Computer-Viren und/oder andere Schadprogramme; 

II. der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 

Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten 
bei Dritten und zwar wegen 

 sich daraus ergebenden Personen- und Sachschäden, 
nicht jedoch weiterer Datenveränderung, sowie 

 der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten 
bzw. Erfassung/korrekten Speicherung nicht oder fehlerhaft 
erfasster Daten, 
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 der Verletzung von Persönlichkeitsrechten; insoweit besteht 
auch Versicherungsschutz für immaterielle Ansprüche, 
nicht jedoch von Urheberrechten; 

  der Verletzung von Namensrechten; insoweit besteht auch 
Versicherungsschutz für immaterielle Ansprüche. 

Es obliegt dem Versicherungsnehmer nachzuweisen, dass seine 
auszutauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten 
durch den Stand der Technik entsprechenden 
Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken (z. B. Virenscanner, 
Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind. Diese 
Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen. 

Versicherungsschutz für Pos. c) dieser Bestimmung besteht bis 
zu der im Versicherungsschein je Versicherungsfall vereinbarten 
Versicherungssumme, höchstens jedoch in Höhe von 500.000 
EUR je Versicherungsfall und für alle derartigen 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 

Aufwendungen des Versicherers für Prozesskosten werden auf 
die Versicherungssumme angerechnet. 

Versicherungsschutz besteht nur, soweit kein anderweitiger 
Versicherungsschutz besteht. 

In Ergänzung zu Ziff. 6 AVB sind nachfolgende Ansprüche aus 
den folgenden Tätigkeiten und Leistungen nicht versichert: 

 Software-Erstellung, -handel, -implementierung, -pflege 

 IT-Beratung, -analyse, -organisation, -einweisung, -
schulung; 

 Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb,  
-wartung, -pflege; 

 Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-
Service-Providing; 

 Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken; 

 Betrieb von Telekommunikationsnetzen; 

 Anbieten von Zertifizierungsdiensten im Sinne des 
Signaturgesetzes/Signaturverordnung; 

Ausgeschlossen sind ferner Ansprüche die im Zusammenhang 
stehen mit: 

 massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten 
elektronisch übertragenen Informationen (z. B. Spamming); 

 Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich 
bestimmte Informationen über Internet-Nutzer gesammelt 
werden können; 

 Schäden, die von Unternehmen, die mit dem 
Versicherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch 
Kapital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer 
einheitlichen Leitung stehen; 

 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten, soweit diese den Schaden durch 
bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, sowie von schriftlichen Anweisungen oder 
Bedingungen des Auftraggebers oder durch sonstige 
bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben; 

 die dadurch entstehen, dass der Versicherungsnehmer 
seine auszutauschenden, zu übermittelnden, 
bereitgestellten Daten nicht durch den Stand der Technik 
entsprechenden Sicherheitsmaßnahmen und/oder -
techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder 
geprüft bzw. hat prüfen lassen; 

 auf Entschädigungen mit Strafcharakter (z. B. punitive und 
exemplary damages). 

 

 

 

 

 

 

40. Sicherheitsleistung zur Abwendung der 
Zwangsvollstreckung 
An der Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die zur 
Abwendung der zwangsweisen Beitreibung der Haftpflichtsumme 
zu leisten ist, beteiligt sich der Versicherer in demselben Umfang 
wie an der Ersatzleistung, höchstens jedoch bis zur Höhe der 
Versicherungssumme. 

41. Versichererwechsel 
Wechselt ein Versicherungsnehmer den Versicherer und streiten 
die Versicherer über den Verstoßzeitpunkt, so besteht 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag nur, wenn die 
Geltendmachung des konkreten Schadensfalles in den 

Versicherungszeitraum dieses Vertrages fällt. 

Der Versicherungsnehmer tritt diesem Versicherer etwaige 
Deckungsansprüche gegen den Vorversicherer ab. 
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Umfang des Versicherungsschutzes

1  Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
1.1  Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha-
denereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- 
oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen priatrechtlichen 
Inhalts von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genom-
men wird.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung 
des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Scha-
denverursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es 
nicht an.

1.2  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn 
es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 
1.2.1  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvor-
ahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leisung;

1.2.2  wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfü-
lung durchführen zu können;

1.2.3  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstanes 
oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschul-
deten Erfolges;

1.2.4  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung;

1.2.5  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der 
Leistung;

1.2.6  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatz-
leistungen.

1.3  Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder 
der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen 
bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika 
erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.

2  Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung 
erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen

2.1  Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch 
Sachschäden entstanden sind;

2.2  Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden 
dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung.

3  Versichertes Risiko
3.1  Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 
3.1.1  aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers,

3.1.2  aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht 
für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungs-
pflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige 
Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen,

3.1.3  aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorge-Versiche-
rung) und die in Ziffer 4 näher geregelt sind.

3.2  Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 
des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch 
unter den Voraussetzungen von Ziffer 21 kündigen.

4  Vorsorge-Versicherungen
4.1  Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu 
entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort ver-
sichert. 
4.1.1  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung 
des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzu-
zeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfol-
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gen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, 
entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend 
ab dessen Entstehung.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das 
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem 
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht 
verstrichen war.

4.1.2  Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen 
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über 
die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

4.2  Die Regelung der Vorsorge-Versicherung gilt nicht für Risiken 
4.2.1  aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, 
Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulas-
sungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

4.2.2  aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;

4.2.3  die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unter-
liegen;

4.2.4  die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern 
sind.

Die Regelung der Vorsorge-Versicherung gilt bei privaten Haft-
pflichtversicherungen außerdem nicht für Risiken aus betrieblicher, 
beruflicher, dienstlicher und amtlicher Tätigkeit.

5  Leistungen der Versicherung
5.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflicht-
frage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und 
die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Scha-
densersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet 
ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden 
den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit 
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen.

5.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmä-
ßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsneh-
mers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit

über Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, 
ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den 
Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kos-
ten.

5.3  Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignis-
ses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Vertei-
digers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer 
gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebühren-
ordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höhe-
ren Kosten des Verteidigers.

5.4  Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das 
Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu 
fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevoll-
mächtigt.

6  Begrenzung der Leistungen
6.1  Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen 
begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz 
auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

6.2  Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Ent-
schädigungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres auf das Dreifache der vereinbarten Ver-
sicherungssummen begrenzt.

6.3  Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, 
wenn diese

 - auf derselben Ursache,
 - auf gleichen Ursachen mit innerem insbesondere sachlichem und 
zeitlichem Zusammenhang oder

 - auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln

beruhen.

6.4  Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungs-
nehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungs-
schein festgelegten Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbst-
behalt). Auch wenn die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme übersteigen, 
wird die Selbstbeteiligung vom Betrag der begründeten Haft-
pflichtansprüche abgezogen. Ziffer 6.1 bleibt unberührt.

Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer 
auch bei Schäden, deren Höhe die Selbstbeteiligung nicht über-
steigt, zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche ver-
pflichtet.

6.5  Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht 
auf die Versicherungssummen angerechnet.

6.6  Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer 
die Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur 
Gesamthöhe dieser Ansprüche.

6.7  Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Renten-
zahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger 
Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbe-
trag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur 
im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages 
zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vor-
schrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungs-
nehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die nach 
Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungs-
summe übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vol-
len Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

6.8  Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versi-
cherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand 
an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukom-
men.

7  Ausschlüsse
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung 
ausgeschlossen: 
7.1  Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vor-
sätzlich herbeigeführt haben.
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7.2  Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangel-
haftigkeit oder Schädlichkeit

 - Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
 - Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht

haben.

7.3  Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder Zusa-
gen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers hinausgehen.

7.4  Haftpflichtansprüche 
7.4.1  des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 
benannten Personen gegen die Mitversicherten,

7.4.2  zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versi-
cherungsvertrages,

7.4.3  zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versiche-
rungsvertrages.

7.5  Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
7.5.1  aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häusli-
cher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag 
mitversicherten Personen gehören.

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind).

7.5.2  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt 
geschäftsfähige oder betreute Person ist;

7.5.3  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungs-
nehmer eine juristische Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist;

7.5.4  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaf-
tern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts ist;

7.5.5  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine 
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

7.5.6  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern.

zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 
Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5.2 bis 7.5.6 erstre-
cken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort 
genannten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft 
leben.

7.6  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versi-
cherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, gelie-
hen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand 
eines besonderen Verwahrungsvertrages sind.

7.7  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
7.7.1  die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
des Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Repa-
ratur, Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbe-
weglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese 
Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen 
waren;

7.7.2  die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versiche-
rungsnehmer diese Sachen zur Durchführung seiner betrieblichen 
oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialab-
lagefläche und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt 
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren;

7.7.3  die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
des Versicherungsnehmer entstanden sind und sich diese Sachen 
oder - sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren 
Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden 
haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwen-
dige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen 
hatte.

zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 und Ziffer 
7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevoll-
mächtigten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gege-
ben, so entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar 
sowohl für den Versicherungsnehmer als auch für die durch den 
Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen.

7.8  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungs-
nehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sons-
tigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder 
Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in 
einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaf-
ten Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der 
Sache oder Leistung führt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im 
Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstel-
lung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen 
Leistungen übernommen haben.

7.9  Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Scha-
denereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind 
jedoch mitversichert.

7.10.1  Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen 
Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderen auf 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden natio-
nalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt 
auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschäden entstande-
nen Kosten in Anspruch genommen wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, 
die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder ande-
rer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender 
nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer geltend gemacht werden könnten. Dieser Ausschluss 
gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken.

7.10.2  Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwir-
kung. Dieser Ausschluss gilt nicht

a) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken oder
b) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte 

oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder 
sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch 
Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, 
Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von

 - Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustel-
len, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder 
wegzuleiten (WHG-Anlagen);

 - Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz 
(UmweltHG-Anlagen);

 - Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen 
einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen;

 - Abwasseranlagen

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt 
sind.

7.11  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbest-
haltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.
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7.12  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ioni-
sierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder 
Röntgenstrahlen).

7.13  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 
sind auf 
7.13.1  gentechnische Arbeiten,

7.13.2  gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

7.13.3  Erzeugnisse, die

 - Bestandteile aus GVO enthalten,
 - aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14  Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen 
durch 
7.14.1  Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer han-
delt;

7.14.2  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen;

7.14.3  Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer;

7.15  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, 
der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, 
soweit es sich handelt um Schäden aus 
7.15.1  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Ver-
änderung von Daten;

7.15.2  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten;

7.15.3  Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch;

7.15.4  Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- 
oder Namensrechtsverletzungen.

7.17  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schi-
kane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskrimi-
nierungen.

7.18  Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultie-
ren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch Krankheit der dem 
Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder ver-
äußerten Tiere entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszah-
lung

8  Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ers-
ten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 9.1 
zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherung-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

9  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einma-
liger Beitrag
9.1  Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als ers-
ter Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

9.2  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur 
Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer

nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-
folge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

9.3  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann 
nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

10  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
10.1  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt 
erfolgt.

10.2  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Ver-
sicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern 10.3 und 10.4 mit 
dem Fristablauf verbunden sind.

10.3  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis 
zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

10.4  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 dar-
auf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht 
der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch 
kein Versicherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Ziffer 10.3 bleibt unberührt.

11  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtig-
ten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder 
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, 
dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Bei-
trags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist.

12  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszah-
lung verlangen.

13  Beitragsregulierung
13.1  Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber 
den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann 
auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die 



6340004 Jan19 (53K348) Seite 5 von 8

Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann die-
ser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der 
Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

13.2  Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsneh-
mers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeit-
punkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Weg-
fall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs 
der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Min-
destbeitrag darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entspre-
chend Ziffer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen 
Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden 
berücksichtigt.

13.3  Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben 
zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeit-
raum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden 
die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung 
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird 
nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten 
nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

13.4  Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

14  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur 
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, 
in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

15  Beitragsangleichung, Beitragsanpassung
15.1  Beitragsangleichung 
15.1.1  Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-
chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme 
berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindest-
beiträge unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsberech-
nung der Beitragsangleichung.

15.1.2  Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz 
sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schaden-
zahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversiche-
rung zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen 
Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz run-
det er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.

Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch den 
einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung 
von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die 
Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt 
durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten 
Schadenfälle.

15.1.3  Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um 
den sich aus Ziffer 15.1.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern 
(Beitragsangleichung). Der veränderte Folgejahresbeitrag wird dem 
Versicherungsnehmer mit der nächsten Beitragsrechnung bekannt 
gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers 
in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Pro-
zentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für 
diese Jahre nach Ziffer 15.1.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer 
den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den 
sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unter-
nehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese 
Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem 
vorstehenden Absatz ergeben würde.

15.1.4  Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.1.2 oder 15.1.3 unter 5 
Prozent entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist 
jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

15.2  Beitragsanpassung 
15.2.1  Der Beitrag wird unter Berücksichtigung der Schadenauf-
wendungen, der Kosten (insbesondere der Provisionen, der Sach- 
und Personalkosten und des Aufwands für die Rückversicherung) 
und des Gewinnansatzes kalkuliert.

15.2.2  Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Beitrag 
für bestehende Versicherungsverträge zu überprüfen und - wenn 
die Entwicklung der Schadenaufwendungen es erforderlich macht - 
an diese Entwicklung anzupassen.

Die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des betriebs-
notwendigen Sicherheitskapitals entstehenden Kapitalkosten dür-
fen mit einberechnet werden. Veränderungen des Gewinnansatzes 
und der Provisionssätze bleiben bei der Anpassung außer Betracht.

Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitrag mindestens 
alle 5 Jahre - gerechnet ab 01.01.2019 - neu kalkuliert.

Die Neukalkulation berücksichtigt auf der Basis der bisherigen 
Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige 
Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensübergreifende 
Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass eine ausrei-
chende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur Verfü-
gung steht.

15.2.3  Bei einer Abweichung ist der Versicherer zu Beginn jeder 
Versicherungsperiode, zu der er ein ordentliches Kündigungsrecht 
hat, berechtigt, die für bestehende Verträge geltenden Beiträge, 
auch soweit diese für erweiterten Versicherungsschutz vereinbart 
sind, für die einzelnen Bestandsgruppen anzupassen, wenn

a) die Abweichung auf Veränderungen der unternehmensbezoge-
nen Beitragsfaktoren beruht, die sich durch die Nachkalkulation 
ergeben haben und weder vorhersehbar noch beeinflussbar 
waren und

b) die Abweichung mindestens 3 Prozent beträgt.

Der neue Beitrag ist unter Beachtung der anerkannten Grundsätze 
der Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik den neu 
ermittelten Werten angemessen anzupassen und darf nicht höher 
sein als die Beiträge des Tarifs für neu abzuschließende Verträge 
mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang. 

Ist der Beitragssatz nach der festgestellten Abweichung zu senken, 
so ist der Versicherer dazu verpflichtet.

15.2.4  Der neue Beitrag wird mit Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode wirksam. Für eine Beitragserhöhung gilt dies aber 
nur, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Beitrags-
erhöhung unter Hinweis auf den Unterschied zwischen altem und 
neuem Beitrag einen Monat vor dem Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens mitgeteilt und ihn in Textform über sein Recht nach 15.2.6 
belehrt hat.

15.2.5  Sieht der Versicherer von einer Beitragserhöhung ab oder 
führt sie nur zum Teil durch, kann die festgestellte Abweichung bei 
der nächsten Anpassung berücksichtigt werden.

15.2.6  Bei Erhöhung der Beiträge kann der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung in Text-
form kündigen. Anderenfalls wird der Vertrag zu dem geänderten 
Beitrag fortgeführt.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung

16  Dauer und Ende des Vertrages
16.1  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

16.2  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Ver-
tragsdauer eine Kündigung zugegangen ist.

16.3  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehe-
nen Zeitpunkt.
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16.4  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres 
oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss 
dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein.

17  Wegfall des versicherten Risikos
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so 
erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer 
steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versi-
cherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt.

18  Kündigung nach Beitragsangleichung
Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß 
Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes 
ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt 
kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte.

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf 
das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versi-
cherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden 
der Beitragserhöhung zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündi-
gungsrecht.

19  Kündigung nach Versicherungsfall
19.1  Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

 - vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde 
oder

 - dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Ver-
sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zuge-
stellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens 
einen Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung 
der Klage zugegangen sein.

19.2  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

20  Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
20.1  Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung 
besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versi-
cherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich 
aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten 
ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses 
von einem Dritten übernommen wird.

20.2  Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

 - durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von 
einem Monat,

 - durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wir-
kung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode

in Textform gekündigt werden.

20.3  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

 - der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeit-
punkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten 
Kenntnis erlangt;

 - der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang 
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats 
von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der 
Versicherung Kenntnis erlangt.

20.4  Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht 
gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der 
Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamt-
schuldner.

20.5  Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch 
den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich 
anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versi-
cherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlos-
sen hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versi-
cherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
treten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis 
erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von 
seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht 
nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeit-
punkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.

21  Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 
Erlass von Rechtsvorschriften
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer 
berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis 
erlangt hat.

22  Mehrfachversicherung
22.1  Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in meh-
reren Versicherungsverträgen versichert ist.

22.2  Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Auf-
hebung des später geschlossenen Vertrages verlangen.

22.3  Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem 
er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhe-
bung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der 
sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23  Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers
23.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzu-
zeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die 
für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragser-
klärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, 
muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe 
er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

23.2  Rücktritt 
23.2.1  Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer-
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versiche-
rungsvertrag zurückzutreten.
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23.2.2  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrläs-
sig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

23.2.3  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, 
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt 
hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

23.3  Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat in Textform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10% oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers fristlos kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 zustehen-
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist 
nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 23.2 und 23.3 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 23.2 und 23.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

23.4  Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 
dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

24  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsneh-
mer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist 
zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwä-

gung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, 
der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders 
gefahrdrohend.

25  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
25.1  Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Schadens-
ersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versicherer innerhalb 
einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versi-
cherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden.

25.2  Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des 
Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versiche-
rungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche 
und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei 
der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle 
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung 
des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür 
angeforderten Schriftstücke übersandt werden.

25.3  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwalt-
schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, 
ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkün-
det, hat er dies unverzüglich anzuzeigen.

25.4  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsneh-
mer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

25.5  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfah-
rens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im 
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versi-
cherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle 
erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen 
zur Verfügung stellen.

26  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
26.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

26.2  Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt.
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Weitere Bestimmungen

27  Mitversicherte Personen
27.1  Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind 
alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten ent-
sprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgever-
sicherung (Ziffer 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der 
Person eines Mitversicherten entsteht.

27.2  Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben 
den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verant-
wortlich.

28  Abtretungsverbot
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch ver-
pfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist 
zulässig.

29  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
29.1  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun-
gen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

29.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Ver-
sicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

29.3  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Betrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der betrieblichen 
Niederlassung die Bestimmungen der Ziffer 29.2 entsprechende 
Anwendung.

30  Verjährung
30.1  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

30.2  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung 
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Ver-
sicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

31  Zuständiges Gericht
31.1  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer oder den Versicherungsvermittler bestimmt sich die gerichtli-
che Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Besitz der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz 
seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss sei-
nen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins 
Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der Versi-
cherer seinen Sitz hat.

31.2  Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht 
erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthaltes zuständig 
ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der 
Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Komman-
ditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

31.3  Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

32  Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Hinweis 
Dieser Versicherungsvertrag ist eine auf dem Anspruchserhebungs-
prinzip (Claims-made-Prinzip) basierende Versicherung, das heißt 
der Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines 
Haftpflichtanspruchs gegen eine versicherte Person während der 
Dauer des Versicherungsvertrages.

Umfang des Versicherungsschutzes

1  Gegenstand der Versicherung
1.1  Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und den mit-
versicherten Personen Versicherungsschutz für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer oder mitversicherte Personen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts 
wegen einer Verletzung einer Vorschrift zum Schutz vor Benachtei-
ligung, insbesondere aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz (AGG), aus den in Ziffer 1.2 genannten Gründen für einen Per-
sonen-, Sach- oder Vermögensschaden in Anspruch genommen 
werden. Vom Versicherungsschutz ebenfalls umfasst sind Ansprü-
che auf Ersatz immaterieller Schäden wie z. B. aus § 15 Abs. 2 S.1 
und § 21 Abs. 2 S. 3 AGG.

Mitversicherte Personen sind: Die Inhaber von Personengesell-
schaften, Mitglieder des Aufsichtsrates, des Vorstandes oder der 
Geschäftsführung des Versicherungsnehmers oder seine leitenden 
Angestellten.

Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungsschutz aus-
schließlich im Rahmen der betrieblichen und beruflichen Tätigkeit. 
Für die mitversicherten Personen besteht Versicherungsschutz 
ausschließlich im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit für den Versi-
cherungsnehmer.

1.2  Gründe für eine Benachteiligung sind

 - die Rasse;
 - die ethnische Herkunft;
 - das Geschlecht;
 - die Religion;
 - die Weltanschauung;
 - eine Behinderung;
 - das Alter;
 - oder die sexuelle Identität.

1.3  Der Versicherungsschutz im Sinne von Ziffer 1 erstreckt sich 
auch auf Tochtergesellschaften des Versicherungsnehmers, soweit 
sie ihren Firmensitz in Deutschland haben.

Tochtergesellschaften im Sinne dieses Vertrages sind Unterneh-
men i. S. v. §§ 290 Abs. 1, Abs. 2, 271 Abs. 1 HGB, bei denen dem 
Versicherungsnehmer die Leitung oder Kontrolle direkt oder indirekt 
zusteht, entweder durch

 - die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder
 - das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Aufsichts-, des Verwal-
tungsrats oder eines sonstigen Leitungsorgans zu bestellen oder 
abzuberufen und er gleichzeitig Gesellschafter ist oder

 - das Recht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund eines mit 
diesem Unternehmen geschlossenen Beherrschungsvertrages 
oder aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses Unternehmens 
auszuüben.

Soweit sich der Versicherungsschutz auf neu hinzukommende 
Tochtergesellschaften erstreckt, umfasst dieser nur solche Benach-
teiligungen, die nach dem Vollzug des Erwerbes begangen worden 
sind.

1.4  Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder 
der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. Dies gilt auch für 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die 
durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran 
erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.

2  Versicherungsfall
Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines Haft-
pflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder eine mit-
versicherte Person während der Dauer des Versicherungsvertra-
ges. Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haftpflichtanspruch geltend 
gemacht, wenn gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitver-
sicherte Person ein Anspruch schriftlich erhoben

wird oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer oder einer mitversi-
cherten Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen den Versi-
cherungsnehmer oder eine mitversicherte Person zu haben.
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3  Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes
3.1  Erfasste Benachteiligungen und Anspruchserhebung 
Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Benachteili-
gung müssen während der Wirksamkeit der Versicherung erfolgt 
sein. Wird eine Benachteiligung durch fahrlässige Unterlassung 
verursacht, gilt sie im Zweifel als an dem Tag begangen, an wel-
chem die versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen 
werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden.

3.2  Rückwärtsversicherung für vorvertragliche Benachteiligungen  
Zusätzlich besteht auch Versicherungsschutz für Benachteiligun-
gen, die innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren vor Vertragsbe-
ginn begangen wurden.

Dies gilt jedoch nicht für solche Benachteiligungen, die eine versi-
cherte Person, der Versicherungsnehmer oder eine Tochtergesell-
schaft bei Abschluss dieses Versicherungsvertrages kannte. Als 
bekannt gilt eine Benachteiligung, wenn sie von dem Versiche-
rungsnehmer, einer Tochtergesellschaft oder versicherten Perso-
nen als - wenn auch nur möglicherweise - objektiv fehlsam erkannt 
oder ihnen, wenn auch nur bedingt, als fehlsam bezeichnet worden 
ist, auch wenn Schadensersatzansprüche weder erhoben noch 
angedroht noch befürchtet worden sind.

3.3  Nachmeldefrist für Anspruchserhebungen nach Vertragsbeen-
digung 
Der Versicherungsschutz umfasst auch solche Anspruchserhebun-
gen, die auf Benachteiligungen beruhen, die bis zur Beendigung 
des Versicherungsvertrages begangen und innerhalb eines Zeit-
raums von drei Jahren nach Beendigung des Versicherungsvertra-
ges erhoben und dem Versicherer gemeldet worden sind.

Die automatische Nachmeldefrist gilt nicht für den Fall eines 
Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
des Versicherungsnehmers sowie in den Fällen der Vertragsbeen-
digung gemäß Ziffer 14.1 sowie in den Fällen, in denen der Versi-
cherungsvertrag wegen Zahlungsverzug beendet worden ist. Das 
gleiche gilt, wenn nach Beendigung dieses Vertrages anderweitig 
Versicherungsschutz für Ansprüche aus Benachteiligungen abge-
schlossen wird.

Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachmeldefrist im 
Rahmen und nach Maßgabe der bei Ablauf des letzten Versiche-
rungsjahres geltenden Vertragsbestimmungen, und zwar in Höhe 
des unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des letzten 
Versicherungsjahres.

3.4  Insolvenz 
Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Versiche-
rungsnehmers oder einer vom Versicherungsschutz umfassten 
Tochtergesellschaft erstreckt sich die Deckung für das betroffene 
Unternehmen und die mitversicherten Personen des betroffenen 
Unternehmens nur auf Haftpflichtansprüche infolge von Benachtei-
ligungen, welche bis zum Zeitpunkt der Beantragung des Insolven-
zverfahrens begangen worden sind.

4  Versicherungsumfang
4.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflicht-
frage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und 
die Freistellung des Versicherungsnehmers oder der mitversicher-
ten Personen von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer oder die mitversicherten Personen aufgrund 
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Verglei-
ches zur Entschädigung verpflichtet sind und der Versicherer hier-
durch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die von dem 
Versicherungsnehmer oder den mitversicherten Personen ohne 
Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen wor-
den sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch 
ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers 
oder der mitversicherten Personen mit bindender Wirkung für den 
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsneh-
mer oder die mitversicherten Personen binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen.

4.2  Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die im Versi-
cherungsschein angegebene Versicherungssumme der Höchstbe-
trag für jeden Versicherungsfall.  Sofern nicht etwas anderes ver-
einbart wurde, beträgt die Höchstersatzleistung für alle während 
eines Versicherungsjahres eingetretenen Versicherungsfälle das 
Dreifache der Versicherungssumme. Kosten gemäß Ziffer 4.4 sind 
darin inbegriffen.

4.3  Unabhängig von den einzelnen Versicherungsjahren gelten 
mehrere während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages gel-
tend gemachte Ansprüche eines oder mehrerer Anspruchsteller

 - aufgrund einer Benachteiligung, welche durch den Versicherungs-
nehmer und/oder eine oder mehrere mitversicherte Personen 
begangen wurde,

 - aufgrund mehrerer Benachteiligungen, welche durch den Versi-
cherungsnehmer und/oder eine oder mehrere mitversicherte Per-
sonen begangen wurden, sofern diese Benachteiligungen dem-
selben Sachverhalt zuzuordnen sind und miteinander in 
rechtlichem, wirtschaftlichem oder zeitlichem Zusammenhang 
stehen,

als ein Versicherungsfall.

Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt der Gel-
tendmachung der einzelnen Haftpflichtansprüche als in dem Zeit-
punkt eingetreten, in dem der erste Haftpflichtanspruch geltend 
gemacht wurde. Liegt die erste Benachteiligung zeitlich vor Beginn 
des Versicherungsvertrages, so gelten alle Benachteiligungen die-
ser Serie als nicht versichert.

4.4  Kosten sind insbesondere: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeu-
gen- und Gerichtskosten.

4.5  Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
an dem Verhalten des Versicherungsnehmers oder einer mitversi-
cherten Person scheitert oder falls der Versicherer seinen vertrags-
gemäßen Anteil zur Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung 
stellt, so hat der Versicherer für den von der Weigerung bzw. der 
Zurverfügungstellung an entstehenden Mehraufwand an Hauptsa-
che, an Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

4.6  In jedem Versicherungsfall tragen der Versicherungsnehmer 
bzw. die in Anspruch genommenen mitversicherten Personen den 
im Versicherungsschein aufgeführten Betrag selbst.

4.7  Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Ansprüche auf 
Erfüllung von Verträgen sowie wegen anderer an die Stelle der 
Erfüllung tretender Ersatzleistungen.

5  Ausschlüsse
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

5.1  gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitversicherten 
Personen, soweit sie den Schaden vorsätzlich oder durch wissentli-
ches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, Vollmacht oder 
Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung herbei-
geführt haben.

Dem Versicherungsnehmer und/oder den mitversicherten Personen 
werden die Handlungen oder Unterlassungen nicht zugerechnet, 
die ohne ihr Wissen begangen worden sind.

5.2  die von den mitversicherten Personen gemäß Ziffer 1.1 geltend 
macht werden. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst oder 
seiner Angehörigen gegen die mitversicherten Personen sind von 
der Versicherung ausgeschlossen.

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder; Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind).
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5.3
 - welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend gemacht 
werden - dies gilt auch im Falle der Vollstreckung von Urteilen, die 
außerhalb Deutschlands gefällt wurden.

 - wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts ausländischer 
Staaten.

5.4  jeglicher Art, die kollektiv erhoben werden, wie z. B. im Zusam-
menhang mit Streitgenossenschaften, Verbandsklagen oder die z. 
B. von Gewerkschaften oder Betriebsräten erhoben werden.

5.5  im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtlichen Inte-
ressen aus dem kollektiven Arbeits- oder Dienstrecht; ausgeschlos-
sen sind auch Ansprüche im Zusammenhang mit Arbeitskampf-
maßnahmen  (z. B. Aussperrung, Streik).

5.6  auf Entschädigung und/oder Schadensersatz mit Strafcharak-
ter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und Ordnungs- oder 
Zwangsgelder, die gegen den Versicherungsnehmer oder die mit-
versicherten Personen verhängt worden sind.

5.7  soweit sie aufgrund Vertrages oder besonderer Zusagen über 
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers hinausgehen.

5.8  wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensionen, 
Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Abfindungs-
zahlungen im Zusammenhang mit der Beendigung von Arbeitsver-
hältnissen und Sozialplänen sowie Ansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch 
VII handelt.

5.9  wegen Benachteiligungen, die vor dem Vollzug des Erwerbs/
der Übernahme eines anderen Unternehmens durch den Versiche-
rungsnehmer und/oder eine seiner Tochtergesellschaften begangen 
worden sind.

5.10  wegen Benachteiligungen, die nach dem Abschluss des der 
Veräußerung zugrunde liegenden Vertrages des Versicherungsneh-
mers und/oder einer seiner Tochtergesellschaften durch ein ande-
res Unternehmen begangen worden sind.

5.11  und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vornahme von 
Maßnahmen aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen, die Auswirkun-
gen auf die Betriebsstätte, wie z. B. baulichen Veränderungen, den 
Arbeitsplatz und/oder den Arbeitsprozess haben.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszah-

lung

6  Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ers-
ten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 7.1 
zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherung-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

7  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einma-
liger Beitrag
7.1  Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als ers-
ter Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

7.2  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur 
Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzah-
lung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

7.3  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann 
nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

8  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
8.1  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt 
erfolgt.

8.2  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern 8.3 und 8.4 mit 
dem Fristablauf verbunden sind.

8.3  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis 
zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Ziffer 8.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

8.4  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 8.2 Abs. 3 darauf 
hingewiesen hat. Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Ver-
sicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahn-
ten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwi-
schen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten 
sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. Die Leistungsfrei-
heit des Versicherers nach Ziffer 8.3 bleibt unberührt.

9  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtig-
ten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder 
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, 
dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Bei-
trags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist.

10  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszah-
lung verlangen.

11  Beitragsregulierung
11.1  Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber 
den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann 
auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die 
Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann die-
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ser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der 
Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

11.2  Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers 
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt 
der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall ver-
sicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der 
Mitteilung beim Versicherer.  Der vertraglich vereinbarte Mindest-
beitrag darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend 
Ziffer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhö-
hungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden berück-
sichtigt.

11.3  Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben 
zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeit-
raum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden 
die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung 
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird 
nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten 
nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

11.4  Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

12  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur 
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, 
in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

13  Beitragsanpassung
13.1  Der Beitrag wird unter Berücksichtigung der Schadenaufwen-
dungen, der Kosten (insbesondere der Provisionen, der Sach- und 
Personalkosten und des Aufwands für die Rückversicherung) und 
des Gewinnansatzes kalkuliert.

13.2  Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Beitrag für 
bestehende Versicherungsverträge zu überprüfen und - wenn die 
Entwicklung der Schadenaufwendungen es erforderlich macht - an 
diese Entwicklung anzupassen.

Die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des betriebs-
notwendigen Sicherheitskapitals entstehenden Kapitalkosten dür-
fen mit einberechnet werden. Veränderungen des Gewinnansatzes 
und der Provisionssätze bleiben bei der Anpassung außer Betracht.

Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitrag mindestens 
alle 5 Jahre - gerechnet ab 01.01.2019 - neu kalkuliert.

Die Neukalkulation berücksichtigt auf der Basis der bisherigen 
Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige 
Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensübergreifende 
Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass eine ausrei-
chende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur Verfü-
gung steht.

13.3  Bei einer Abweichung ist der Versicherer zu Beginn jeder Ver-
sicherungsperiode, zu der er ein ordentliches Kündigungsrecht hat, 
berechtigt, die für bestehende Verträge geltenden Beiträge, auch 
soweit diese für erweiterten Versicherungsschutz vereinbart sind, 
für die einzelnen Bestandsgruppen anzupassen, wenn

a) die Abweichung auf Veränderungen der unternehmensbezoge-
nen Beitragsfaktoren beruht, die sich durch die Nachkalkulation 
ergeben haben und weder vorhersehbar noch beeinflussbar 
waren und

b) die Abweichung mindestens 3 Prozent beträgt.

Der neue Beitrag ist unter Beachtung der anerkannten Grundsätze 
der Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik den neu 
ermittelten Werten angemessen anzupassen und darf nicht höher 
sein als die Beiträge des Tarifs für neu abzuschließende Verträge 
mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang. 

Ist der Beitragssatz nach der festgestellten Abweichung zu senken, 
so ist der Versicherer dazu verpflichtet.

13.4  Der neue Beitrag wird mit Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode wirksam. Für eine Beitragserhöhung gilt dies aber 
nur, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Beitrags-
erhöhung unter Hinweis auf den Unterschied zwischen altem und 
neuem Beitrag einen Monat vor dem Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens mitgeteilt und ihn in Textform über sein Recht nach 13.6 
belehrt hat.

13.5  Sieht der Versicherer von einer Beitragserhöhung ab oder 
führt sie nur zum Teil durch, kann die festgestellte Abweichung bei 
der nächsten Anpassung berücksichtigt werden.

13.6  Bei Erhöhung der Beiträge kann der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung in Text-
form kündigen. Anderenfalls wird der Vertrag zu dem geänderten 
Beitrag fortgeführt.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung

14  Dauer und Ende des Vertrages
14.1  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

14.2  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Ver-
tragsdauer eine Kündigung zugegangen ist.

14.3  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehe-
nen Zeitpunkt.

14.4  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres 
oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss 
dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein.

15  Kündigung nach Versicherungsfall
15.1  Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

 - vom Versicherer eine Zahlung geleistet wurde oder
 - dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Ver-
sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zuge-
stellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens 
einen Monat nach der Zahlung oder der Rechtshängigkeit des Haft-
pflichtanspruchs oder der Leistungsverweigerung des Versicherers 
zugegangen sein.

15.2  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

16  Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers
16.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzu-
zeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die 
für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragser-
klärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.
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Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, 
muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe 
er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

16.2  Rücktritt 
16.2.1  Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer-
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versiche-
rungsvertrag zurückzutreten.

16.2.2  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrläs-
sig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

16.2.3  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, 
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt 
hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

16.3  Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. Das 
Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers fristlos kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 16.2 und 16.3 zustehen-
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist 
nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 16.2 und 16.3 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 16.2 und 16.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

16.4  Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 

dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

17  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsneh-
mer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist 
zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, 
der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders 
gefahrdrohend.

18  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
18.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer innerhalb einer 
Woche anzuzeigen. Dieses soll in Textform erfolgen. Das Gleiche 
gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche 
geltend gemacht werden.

18.2  Der Versicherungsnehmer muss im Rahmen seiner Möglich-
keiten für die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. 
Weisungen des Versicherers sind dabei zu beachten, soweit es für 
den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer 
ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten 
und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstüt-
zen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die 
Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie 
alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden.

18.3  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwalt-
schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, 
ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkün-
det, hat er dies unverzüglich anzuzeigen.

18.4  Gegen einen Mahnbescheid muss der Versicherungsnehmer 
fristgemäß Widerspruch einlegen. Einer Weisung des Versicherers 
bedarf es nicht.

18.5  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfah-
rens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im 
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versi-
cherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle 
erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen 
zur Verfügung stellen.

19  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
19.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

19.2  Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
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Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 19.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt.

Weitere Bestimmungen

20  Rechte und Pflichten mitversicherter Personen/ Tochterge-
sellschaften
20.1  Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Bestimmungen 
sind entsprechend auf die mitversicherten Personen und/oder 
Tochtergesellschaften des Versicherungsnehmers anwendbar.

20.2  Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben 
den mitversicherten Personen und/oder Tochtergesellschaften des 
Versicherungsnehmers für die Erfüllung der Obliegenheiten verant-
wortlich.

21  Abtretungsverbot
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch ver-
pfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist 
zulässig.

22  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
22.1  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun-
gen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

22.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Ver-
sicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

23  Verjährung
23.1  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

23.2  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung 
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Ver-
sicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

24  Zuständiges Gericht
24.1  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz 
des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zustän-
digen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat.

24.2  Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht 
erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig 
ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der 
Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Komman-
ditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

24.3  Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

25  Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt ausschließlich deutsches Recht.


